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Staatlicher Gesamthaushalt

Gesamtjahr 2023

Die deutschen Staatsfinanzen verbesserten sich 

im vergangenen Jahr. Das Defizit und die Schul-

denquote gingen weiter zurück. Das Defizit lag 

zwar noch bei 2 % des Bruttoinlandsprodukts 

(BIP). Es resultierte aber im Wesentlichen aus 

temporären Hilfsmaßnahmen. Zudem belastete 

die schwache Konjunktur die Budgets leicht. 

Strukturell war der Staatshaushalt somit in etwa 

ausgeglichen (vgl. ausführlicher S. 60 ff.). Die 

Schuldenquote betrug zum Ende des dritten 

Quartals knapp 65%. Gegenüber ihrem Krisen-

hoch von 69 % im Jahr 2021 sank sie bereits 

deutlich in Richtung des Referenzwertes von 

60 %. Dies lag daran, dass das nominale BIP vor 

allem preisbedingt stärker wuchs als die Schul-

den (Nennereffekt). Im EU-​Vergleich waren 

Defizit- und Schuldenquote weiterhin moderat.

Die Defizitquote sank gegenüber 2022 um 

½ Prozentpunkt, jedoch nicht aufgrund einer 

Sparpolitik. Vielmehr entfielen temporäre Co-

rona-​Maßnahmen im Umfang von fast 1½% 

des BIP. Dagegen belasteten die Energiekrisen-​

Hilfen die Staatsfinanzen noch etwas stärker als 

2022 (vgl. Schaubild auf S. 61). Hierzu trug bei, 

dass die Politik breiter gefächerte Transfers 

wählte und diese kaum an der Bedürftigkeit 

ausrichtete. Dies gilt insbesondere für die Ener-

giepreisbremsen, aber auch für die Steuer- und 

Sozialbeitragsbefreiung von Inflationsaus-

gleichsprämien. Die schwächere Konjunktur 

erhöhte das Defizit leicht. Die Steuern ent-

wickelten sich zudem deutlich schwächer als 

gesamtwirtschaftliche Entwicklungen und 

Rechtsänderungen erwarten ließen. Voran-

gegangen war ein auffallend starker Anstieg 

der Steuereinnahmen in den Jahren 2021 und 

2022. Mit der Gegenbewegung 2023 bildete er 

sich teils zurück (vgl. S. 63). Auf der Ausgaben-

seite zogen einige Posten deutlich an, neben 

den Zinsen etwa die Militärausgaben.

Ausblick auf 2024 und 2025

Im laufenden Jahr dürfte das Defizit weiter sin-

ken, aus heutiger Sicht aber nicht unter 1½% 

des BIP. Der erwartete Rückgang liegt daran, 

dass die Energiekrisen-​Hilfen des Wirtschafts-

stabilisierungsfonds-​Energie (WSF-​E) entfallen. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

vom November 2023 entschied der Bund, sie 

nicht ins Jahr 2024 zu verlängern.1) Damit fährt 

er die Hilfen etwas schneller zurück als zuvor 

geplant. Abgesehen von solchen temporären 

Einflüssen dürfte sich der Finanzierungssaldo 

wohl weiter verschlechtern. Folglich ist struk-

turell mit einem moderaten Defizit zu rechnen.

Das strukturelle Defizit dürfte gegenüber 2023 

vor allem durch Mehrausgaben im Klima- und 

im Bundeswehrfonds steigen. Die kleineren 

Konsolidierungsschritte in anderen Bereichen 

der Bundesfinanzen gleichen dies bei Weitem 

nicht aus. Zudem könnten sich die Defizite von 

Ländern und Gemeinden etwas vergrößern. So 

dürften die höheren Preissteigerungen der letz-

ten Zeit weiterhin die Ausgaben antreiben. 

Dabei erhöhen die letzten Tarifabschlüsse und 

Anpassungen der Beamtenbesoldung die Per-

sonalausgaben deutlich.

Auch die Finanzlage der Sozialversicherungen 

verschlechtert sich 2024 voraussichtlich etwas. 

Renten-, Gesundheits- und Pflegeausgaben 

wachsen strukturell stärker als die Bezugsgrö-

ßen der Beiträge. Außerdem kürzt der Bund 

einige Zuschüsse, etwa an die Kranken- und die 

Rentenversicherung. Mehreinnahmen aus 

höheren Beitragssätzen zur Pflege- und Kran-

kenversicherung gleichen die Belastungen nur 

zum Teil aus. Der Gesamt-​Beitragssatz zu den 

Staatsfinanzen 
verbesserten 
sich 2023

Defizitquote 
sank nur, weil 
Corona-​Maß­
nahmen zurück­
gingen

Auch 2024 sin­
kendes Defizit, 
strukturell aber 
wohl Ver­
schlechterung

Höhere Defizite 
vor allem im 
Klima- und im 
Bundeswehr­
fonds

Leichte Ver­
schlechterung 
bei Sozialver­
sicherungen 
trotz steigender 
Beitragssätze

* Der Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ bezieht sich 
auf Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) und die Maastricht-​Schulden. Danach wird über die 
Haushaltsentwicklung (Finanzstatistik) in den Bereichen be-
richtet, für die Ergebnisse zum Gesamtjahr 2023 vorliegen.
1 Zum Urteil vgl.: Deutsche Bundesbank (2023a), zu den 
Planungen des Bundes für 2024 vgl. S. 74 f.
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Sozialversicherungen dürfte im laufenden Jahr 

auf fast 41% klettern (2023: 40,5%).

Im nächsten Jahr sinkt die gesamtstaatliche 

Defizitquote aus derzeitiger Sicht nochmals. Der 

Bund hat seine umfangreichen haushaltsmäßi-

gen Rücklagen im Klimafonds und Kernhaushalt 

dann weitgehend verbraucht und muss dort 

Defizite senken.2) Zudem entfallen 2025 die 

letzten temporären Stützungsmaßnahmen (v. a. 

Abgabenbefreiung von Inflationsausgleichsprä-

mien). Verglichen mit diesen Entlastungen sind 

budgetbelastende Faktoren wie ein steigendes 

Defizit im Bundeswehrfonds voraussichtlich 

weniger gewichtig.

Die Schuldenquote dürfte in den Jahren 2024 

und 2025 weiter zurückgehen. Zwar ist kein so 

starkes nominales BIP-​Wachstum zu erwarten 

wie 2023, weil die Preisdynamik abnimmt. Das 

Defizit ist aber voraussichtlich niedriger. Der 

Rückgang der Schuldenquote fällt allerdings 

geringer aus, wenn der Bund Kredite aufnimmt, 

um ein Generationenkapital zugunsten der Ren-

tenversicherung aufzubauen.

Reform der EU-Fiskalregeln

Die geplante Reform der EU-​Haushaltsregeln 

könnte die europäischen Vorgaben für Deutsch-

land ab dem kommenden Jahr stärker ändern 

(vgl. zur Reform S. 66).3) Soweit absehbar muss 

Deutschland gemäß den reformierten Regeln 

seine strukturelle Defizitquote auf maximal 

1½% begrenzen.4) Zudem soll die Schulden-

quote durchschnittlich jährlich um ½ Prozent-

punkt bis zum Referenzwert von 60 % sinken. 

Diese Vorgaben hält Deutschland aus heutiger 

Sicht ein. Gegebenenfalls kommen aber zusätz-

liche Anforderungen hinzu, um für die steigen-

den alterungsbedingten Lasten vorzusorgen. 

Insgesamt ist noch nicht ganz klar, was die re-

formierten EU-​Regeln im Einzelnen für Deutsch-

land bedeuten werden.

2025 sinkt 
Defizit wohl 
ebenfalls

Schuldenquote 
auf Abwärts­
trend

Reform der 
EU-Fiskalregeln: 
Anforderungen 
auch an 
Deutschland 
ändern sich

Kennziffern des Staatshaushalts*)

* Staatlicher  Gesamthaushalt  in  Deutschland  in  Abgrenzung 
der  Volkswirtschaftlichen  Gesamtrechnungen.  1 Steuern  und 
Sozialbeiträge zzgl. Zöllen und Bankenabgaben an den Einheit-
lichen Abwicklungsfonds.
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2 Die Schuldenbremse begrenzt die Nettokreditaufnahme 
(NKA). Der Bund finanziert 2024 Teile des Defizits, indem er 
Rücklagen einsetzt. So kann er ein entsprechend höheres 
Defizit fahren und die von ihm berechnete Obergrenze für 
die NKA gleichwohl einhalten. Wenn die Rücklagen 2025 
verbraucht sind, muss das Defizit entsprechend sinken, um 
die Obergrenze weiter einzuhalten.
3 Im Jahr 2024 hält Deutschland die EU-​Vorgaben voraus-
sichtlich ein, auch weil die Energiekrisen-​Hilfen nun früher 
auslaufen als zunächst geplant (dies hatte die Europäische 
Kommission gefordert, vgl.: Europäische Kommission 
(2023)). Auch der unabhängige Beirat des Stabilitätsrates 
geht davon aus, dass Deutschland die EU-​Vorgaben einhält 
(vgl.: Unabhängiger Beirat des Stabilitätsrates (2024)).
4 Für die EU-​Regeln wird das strukturelle Defizit anders be-
rechnet als nach dem Schätzansatz der Bundesbank. Bspw. 
weist die Europäische Kommission für Deutschland in den 
letzten Jahren ein deutlich höheres strukturelles Defizit aus. 
Dies liegt hauptsächlich daran, dass sie kaum temporäre 
Krisenmaßnahmen herausrechnet.
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Deutscher Staatshaushalt in Krisenzeiten – Entwicklungen 
in den Jahren 2020 bis 20231)

Die Corona- und die Energiekrise beeinfl uss-

ten den deutschen Staatshaushalt massiv. 

Im Jahr 2019 –  vor Ausbruch der Pande-

mie – stand noch ein Überschuss von 1½% 

des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu Buche. 

Im ersten Jahr der Pandemie mit teils erheb-

lichen Einschränkungen der Wirtschafts-

tätigkeit lag die Defi zitquote bei gut 4 %.2) 

Seitdem ging sie nach und nach zurück. Im 

Jahr 2023 erreichte sie nach erstem Daten-

stand (von Mitte Januar 2024) 2 %.

Im Folgenden werden die Entwicklungen 

des Staatshaushalts nach 2019 näher be-

leuchtet. Dazu werden die gesamtstaat-

lichen Einnahmen und Ausgaben der VGR in 

temporäre sowie strukturelle Anteile auf-

geteilt. Zu den temporären Einfl üssen zählen 

hier Konjunktureffekte, Krisenmaßnahmen 

und weitere Einmaleffekte. Nicht aus den 

strukturellen Salden herausgerechnet sind 

schwieriger abzugreifende indirekte Effekte 

der Pandemie. Beispielsweise sanken die 

Ausgaben für medizinische Behandlungen 

ohne Corona- Bezug, und Gebühreneinnah-

men entfi elen, weil staatliche Einrichtungen 

zeitweise nur eingeschränkt nutzbar waren. 

Die Bundesbank verwendet eigene Analyse-

verfahren und Schätzungen. Die Angaben 

zu den strukturellen Salden unterscheiden 

sich daher von denen anderer Institutio-

nen.3) Revisionen der VGR-Daten sowie ein 

geänderter gesamtwirtschaftlichen Ausblick 

wirken sich auf die im Folgenden beschrie-

benen Ergebnisse aus.

Konjunktur bedingte Defi zite durch  
Wirtschaftseinbruch

Der Konjunktureinfl uss auf den Staatshaus-

halt war im Jahr 2019 noch deutlich positiv. 

2020 drehte er dann stark ins Negative 

(siehe Tabelle auf S.  64, Position 2). Der 

Wirtschaftseinbruch ließ vor allem die 

Steuereinnahmen sinken und die Ausgaben 

für Kurzarbeit steigen. Bei den Sozialbeiträ-

gen und den Ausgaben für das Arbeits-

losengeld schlug er sich sehr viel moderater 

nieder. 2021 und 2022 erholte sich die Kon-

junktur. Im Jahr 2023 war der konjunkturelle 

Einfl uss auf das Defi zit aber wieder leicht 

negativ.

Temporäre Maßnahmen belasteten  
erheblich

Noch stärker als die Konjunktur schlugen 

sich temporäre krisenbezogene Maßnah-

men im Staatshaushalt nieder (siehe Schau-

bild auf S. 61). In den Jahren 2020 bis 2022 

lag ihr jährliches Volumen in einer Größen-

ordnung von 3 % des BIP. Dabei neutralisier-

ten im Jahr 2022 neue Hilfen wegen der 

Energiekrise rückläufi ge Corona- Maßnah-

men nahezu. Im vergangenen Jahr entfi elen 

dann die verbliebenen coronabedingten 

Ausgaben des Jahres 2022 weitestgehend. 

Der Umfang der Stützungsmaßnahmen ins-

gesamt sank 2023 auf 1¾ %.

Dem Unternehmenssektor fl oss der größte 

Teil der temporären Stützungsmaßnahmen 

1 Zu dem hier verwendeten Analyseansatz vgl.: Deut-
sche Bundesbank (2006). Die Analyse bezieht sich auf 
Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR).
2 Stärker verschlechterte sich der Finanzierungssaldo 
zuletzt 1995: Grund waren damals defi zitwirksame 
Schuldenübernahmen von insgesamt 122 Mrd € (6½ % 
des BIP), größtenteils von der im Unternehmenssektor 
erfassten Treuhandanstalt.
3 Bspw. klammern Bundesregierung und Europäische 
Kommission die temporären Stützungsmaßnahmen 
dieser Jahre i. d. R. nicht aus dem strukturellen Finanzie-
rungssaldo aus. Die Niveaus und Veränderungen, die 
sie ausweisen, weichen vor allem deshalb stark von den 
Angaben ab, die hier dargestellt sind.
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zu. Dazu gehörten Direkthilfen (v. a. Corona- 

Überbrückungshilfen von 2020 bis 2022), 

Verlustausgleiche (v. a. für Gashandelsunter-

nehmen 2022), der Großteil der Energie-

preisbremsen (2023) sowie die Übernahme 

der Sozialbeiträge bei Kurzarbeit von 2020 

bis 2022.4) Zudem stärkten steuerliche Son-

derregelungen die Unternehmensliquidität. 

Sie verschoben die Steuereinnahmen im 

We sent lichen nur auf der Zeitachse. Bei-

spiele sind die Stundung von Umsatzsteuer- 

Sondervorauszahlungen oder der erweiterte 

Verlustrücktrag.5) Private Haushalte erhielten 

in erster Linie Energiepreispauschalen 

(2022), Transfers aus den Energiepreisbrem-

sen (2023) sowie Kinderboni (2020 bis 

2022). Für Unternehmen und private Haus-

halte sanken temporär Umsatzsteuersätze 

(allgemein im zweiten Halbjahr 2020, auf 

Speisen in der Gastronomie ab Juli 2020 bis 

Ende 2023, für Gas und Wärme ab Herbst 

2022, derzeit befristet bis Ende März 2024) 

und Energiesteuersätze (Sommer 2022). 

Zudem stabilisierte der Staat im Jahr 2021 

mit Zuschüssen die Umlage für erneuerbare 

Energien. Außerdem sind seit Ende 2022 bis 

einschließlich 2024 Infl ationsausgleichsprä-

mien bei den Entgelten abgabenfrei. Eine 

Übersicht zu den gewichtigsten Maßnah-

men fi ndet sich auf Seite 62.

Auch der reale Staatsverbrauch stieg vorü-

bergehend deutlich. So fi elen während der 

Corona- Pandemie erhebliche gesundheits-

bezogene staatliche Ausgaben an. Zunächst 

etwa für Schutzausrüstungen, zusätzliche 

Intensivkapazitäten und PCR- Tests, später 

auch für Impfungen und schließlich Bürger-

tests. Außerdem leistete der Bund zeitweise 

Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser, da-

mit diese nicht belegte Betten weiter bereit 

hielten.

Schließlich zahlte der Bund neben Erstattun-

gen für pandemiebezogene Leistungen um-

fangreiche Sonderzuschüsse an Sozialver-

sicherungen. Anderenfalls hätten sie ihre 

Beitragssätze deutlich stärker erhöhen müs-

sen, um Finanzierungslücken zu schließen.

Temporäre Einfl üsse ohne  Krisenbezug

Auch temporäre Sondereinflüsse ohne 

Krisenbezug schlugen zu Buche und sind 

aus dem strukturellen Saldo ausgeklammert. 

Konkret geht es um zwei defi ziterhöhende 

Effekte im Jahr 2021 (jeweils etwa 0,1% des 

BIP): So entschädigte der Staat einmalig 

Energiekonzerne für den Atomausstieg. Zu-

dem erstattete er Zinszahlungen für Steuer-

4 Die Ausgaben für das Kurzarbeitergeld zählen wei-
testgehend zu den konjunkturellen Einfl üssen.
5 Hinzu kamen weitere staatliche Stützungsmaßnah-
men wie Kreditgarantien, Darlehen und Kapitalbetei-
ligungen im Zuge der Corona- Pandemie. Diese zeigten 
sich als fi nanzielle Transaktionen nicht im VGR- Defi zit, 
sondern nur im Schuldenstand.

Temporäre defizitwirksame 

Fiskalmaßnahmen mit direktem Bezug 

zur Corona- und Energiekrise*)

* Eigene Schätzung.  Längerfristig  angelegte fiskalische Vorha-
ben sind in dieser Abgrenzung nicht enthalten. 1 Senkung von 
Umsatzsteuer-  und  Energiesteuersätzen,  Mindereinnahmen 
aufgrund  von  steuer-  und  sozialbeitragsfreien  tariflichen  Ein-
malzahlungen, Stabilisierung der Umlage für erneuerbare Ener-
gien,  Ticketvergünstigung (Neun-Euro-Ticket)  für  den öffentli-
chen Personennahverkehr.
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schulden, weil das Bundesverfassungs-

gericht die Verzinsung für zu hoch erklärte.6)

Struktureller Saldo verschlechterte sich 
in den Krisen moderat

Der strukturelle Saldo ergibt sich, indem die 

beschriebenen konjunkturellen Effekte und 

temporären Maßnahmen sowie Einfl üsse 

vom unbereinigten Saldo abgezogen wer-

den.

Die strukturelle Lage des Staatshaushalts 

verschlechterte sich über die Krisen hinweg 

moderat (siehe Tabelle auf S. 64, Position 4): 

Nachdem der strukturelle Staatshaushalt im 

Jahr 2019 um ½ % des BIP im Überschuss 

gelegen hatte, war er 2023 in etwa aus-

geglichen. Dabei legte die Ausgabenquote 

etwas stärker zu als die Einnahmenquote 

(hier und im Folgenden jeweils die struktu-

rellen Quoten).

Über die Zeit schwankte die strukturelle 

Finanzierungssaldoquote stark. Dies liegt 

zum guten Teil an der Steuerquote. Deren 

Auf- und Abwärtsbewegung lässt sich mit 

den Modellen nicht gut erklären (siehe Posi-

tion 8.4). Bei den nicht steuerlichen Ein-

nahmen (vor allem Verkäufe) sowie einzel-

nen Ausgabenkategorien (vor allem Sub-

ventionen) hängen zwischenzeitliche Quo-

tenänderungen teils damit zusammen, dass 

sich temporäre Einfl üsse nicht immer ein-

deutig identifi zieren lassen. Für die Entwick-

lung des strukturellen Finanzierungssaldos 

2023 gegenüber 2019 spielt dies aber kaum 

eine Rolle. Über diesen Zeitraum gleichen 

sich diese erratischen Auf- und Abwärts-

schwankungen weitestgehend aus.

Bei den Einnahmen stieg die Quote der So-

zialbeiträge an, weil die Beitragssätze erhöht 

wurden: Die durchschnittlichen Zusatzbei-

tragssätze der Krankenkassen legten ab 

2020 jährlich zu, die Beitragssätze der 

Arbeitslosen- und Pfl egeversicherung stie-

gen 2023. Der Gesamt- Sozialbeitragssatz 

lag im vergangenen Jahr damit bei 40,5%; 

2019 lag er noch bei 39,7 %.

Die Steuerquote schwankte heftig und sank 

gegenüber 2019 leicht. Progressionseffekte 

schlugen zwar positiv zu Buche – vor allem 

in den letzten beiden Jahren aufgrund der 

hohen Infl ation (siehe Position 8.1). Steuer-

senkungen waren in der Summe aber mehr 

als doppelt so gewichtig (siehe Position 8.3). 

Bei der Einkommensteuer (hier einschl. Soli-

daritätszuschlag) hat der Gesetzgeber den 

Gesamttarif stärker gesenkt, als die kalte 

Progression die Steuerbelastung erhöht hat 

(vgl. Schaubild auf S.  63). Dies lag im 

Wesentlichen daran, dass er den Solidari-

tätszuschlag im Jahr 2021 für untere und 

6 Die VGR verbuchen Zahlungen aufgrund von Ge-
richtsentscheidungen als staatliche Vermögenstrans-
fers, sobald die Entscheidung Rechtskraft erlangt und 
die Ausgleichszahlungen abschätzbar sind.

Finanzvolumen wesentlicher temporärer 

defizitwirksamer Stützungsmaßnahmen 

in der Corona- und Energiekrise*)

* Eigene  Schätzung  der  staatlichen  Mindereinnahmen / Mehr-
ausgaben von 2020 bis 2023. 1 Einschließlich der Zahlungen für 
den  Dezemberabschlag  2022.  2 Ausgleichszahlungen  für  das 
Bereithalten  nicht  belegter  Betten.  3 Ohne  die  Ausgaben  für 
Kurzarbeit,  da  sie  im  Wesentlichen  den  konjunkturbedingten 
Ausgaben zugerechnet werden. 4 Weitere Ausgaben zum Ge-
sundheitsschutz,  steuerliche  Maßnahmen,  Sozialtransfers,  Zu-
schüsse.
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mittlere Einkommen ganz oder teilweise 

abgeschafft hat. In den Jahren 2022 und 

2023 lagen die preisbereinigten Tarife dann 

vorübergehend wieder merklich höher als 

2021. Dies liegt daran, dass der Gesetzgeber 

den Steuertarif erst im Folgejahr an die In-

fl ation des jeweiligen Jahres anpasste. Bei 

steigenden Infl ationsraten erhöht sich die 

preisbereinigte Tarifbelastung deshalb. Im 

laufenden Jahr sinkt der Tarif wieder in Rich-

tung der Werte von 2021. Eine Ausnahme 

gilt für den Tarifteil oberhalb der Reichen-

steuer- Grenze. Diesen passte der Gesetz-

geber zuletzt nicht an die Infl ation an.7)

Die starke Schwankung der Steuerquote 

kommt zum guten Teil von den Gewinn-

steuern. Sie wuchsen 2021 und 2022 nach 

Bereinigung um Rechtsänderungen weitaus 

stärker als der Trend ihrer makroöko-

nomischen Bezugsgrößen (siehe Position 

8.4). 2023 setzte jedoch eine deutliche Ge-

7 Neben der angesprochenen Zeitverzögerung spielt 
eine Rolle, dass die Tarife anhand von Schätzungen der 
Infl ationsrate angepasst werden. Vgl. genauer dazu, 
wie der Gesetzgeber den Einkommensteuertarif in der 
Regel an die Infl ation anpasst: Deutsche Bundesbank 
(2022a). Die sog. Reichensteuer beschreibt den Tarif-
sprung von 42 % auf 45 % für den Teil des zu ver-
steuernden Einkommens, der bei einzeln Veranlagten 
oberhalb von 277 825 € liegt.

Preisbereinigte Einkommensteuertarife und Abstand zum Tarif 2019 *)

Quelle:  Bundesministerium der Finanzen und eigene Berechnungen. *  Grundlage ist  der Einkommensteuertarif  für  einzeln veranlagte 
Steuerzahlerinnen und -zahler. Die Tarife werden inklusive des jeweils geltenden Solidaritätszuschlags gezeigt. Die Preisbereinigung er-
folgt mit dem Deflator des privaten Verbrauchs aus den VGR (für 2024: Projektion der Bundesbank). Hierfür werden die Einkommen mit 
der Inflationsrate vom jeweiligen Geltungsjahr des Tarifs bis 2024 deflationiert. Darauf werden die jeweils geltenden Steuersätze ange-
wendet. Wäre der Steuertarif immer exakt mit der Inflationsrate verschoben worden, lägen die Tarife exakt übereinander. 1 Preisberei-
nigt.
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genbewegung ein, was die überschießen-

den Zuwächse teils ausglich. Im Jahr 2023 

entwickelten sich zudem auch andere 

gewichtige Steuerarten wie die Lohn- und 

Umsatzsteuer schwach. Das Aufkommen 

der Grunderwerbsteuer ging sogar stark 

zurück (vgl. genauer S. 68).

Die Quote der sonstigen Einnahmen lag 

2023 etwa auf dem Niveau von 2019. Zwar 

sind zuletzt die Zinseinnahmen deutlich ge-

stiegen. Einnahmensenkend wirkte aber, 

dass die Bundesbank seit 2021 keine Ge-

winne mehr an den Bund abführte.

Die Ausgabenquote legte gegenüber 2019 

spürbar zu. Sie stieg zunächst bis 2021 stark 

an und erreichte das höchste Niveau seit der 

Wiedervereinigung. 2022 und 2023 ging sie 

dann wieder etwas zurück. Ausschlag-

gebend für diesen Rückgang war, dass 

gewichtige Ausgabenkategorien der Infl a-

tionsentwicklung hinterherlaufen. Das heißt, 

das nominale Trend- BIP im Nenner der 

Quote (siehe Position 20 und 21) wächst 

durch die hohe Infl ation schneller als die 

Strukturelle Entwicklung des Staatshaushalts *)

Veränderung der Relation zum Trend-BIP gegenüber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2020 2021 2022 2023
2023 
ggü. 2019

 1 Unbereinigter Finanzierungssaldo1) – 5,9 0,8 1,1 0,5 – 3,5
 2 Konjunkturkomponente1) – 1,9 0,5 0,4 – 0,2 – 1,2
 3 Spezielle temporäre Effekte1) – 2,7 – 0,8 0,4 1,2 – 1,8

 4 Finanzierungssaldo – 1,2 1,0 0,2 – 0,5 – 0,5
 5 Zinsen2) – 0,2 0,0 0,1 0,2 0,1
 5.1 wegen Veränderung des Durchschnittszinses – 0,2 – 0,1 0,1 0,2 0,1
 5.2 wegen Veränderung des Schuldenstandes 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

 6 Primärsaldo – 1,4 0,9 0,3 – 0,3 – 0,5

 7 Einnahmen – 0,4 1,2 0,3 – 0,9 0,2
 davon:
 8 Steuern – 0,1 0,9 0,1 – 1,1 – 0,2
 8.1  Fiscal drag3) 0,1 0,1 0,2 0,3 0,7
 8.2  Abkopplung der Makrobezugsgrößen vom BIP 0,0 0,0 0,0 – 0,1 – 0,1
 8.3  Rechtsänderungen – 0,2 – 0,5 – 0,5 – 0,5 – 1,6
 8.4  Residuum 0,0 1,3 0,4 – 0,8 0,9
 9 Sozialbeiträge – 0,1 0,2 0,2 0,0 0,3
10 Sonstige Einnahmen4) – 0,2 0,1 – 0,1 0,2 0,0

11 Primärausgaben 1,0 0,3 – 0,1 – 0,6 0,6
 davon:
12 Sozialausgaben 0,1 0,2 – 0,1 – 0,5 – 0,2
13 Subventionen 0,3 0,0 – 0,1 – 0,2 0,0
14 Arbeitnehmerentgelte 0,1 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,3
15 Vorleistungen 0,1 – 0,2 0,0 0,4 0,3
16 Bruttoanlageinvestitionen 0,2 – 0,1 0,1 0,0 0,2
17 Vermögenstransfers 0,1 0,2 0,3 0,1 0,7
18 Sonstige Ausgaben5) 0,2 0,1 – 0,1 – 0,2 0,0

Nachrichtlich:
20 Reales Trend-BIP 6) 0,9 0,8 0,8 0,8 3,4
21 BIP-Defl ator6) 1,9 3,0 5,3 6,6 17,8

* Die strukturellen Werte ergeben sich durch Abzug von konjunkturellen Einfl üssen sowie speziellen temporären Effekten (vor 
allem Krisenmaßnahmen). Für analytische Zwecke wurde das Jahr 2023 um eine statistische Umgruppierung bereinigt: Der 
öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) ging 2023 vom Unternehmens- in den Staatssektor über. Durch diese Reklassifi zierung 
stiegen die staatlichen Einnahmen und Ausgaben 2023 um jeweils ¼ % des BIP. Diesen Anstieg weisen die VGR nur vorüber-
gehend aus, denn mit der Generalrevision im August wird der ÖPNV auch für zurückliegende Jahre in den Staatssektor geholt. 
1 Veränderung der Relation zum BIP im Vergleich zum Vorjahr. 2 Aufgliederung 2023 geschätzt, da der Schuldenstand am 
Ende des Jahres noch nicht vorliegt. 3 Der Begriff umfasst die positive Aufkommenswirkung der Progression bei der Einkom-
mensteuer und den negativen Effekt der weitgehenden Preisunabhängigkeit der speziellen Verbrauchsteuern. 4 Sonstige emp-
fangene laufende Transfers, Verkäufe und empfangene Vermögenstransfers (ohne Vermögenswirksame Steuern). 5 Sonstige 
geleistete laufende Transfers und Nettozugang sonstiger nichtfi nanzieller Vermögensgüter. 6 Veränderung gegenüber Vorjahr 
in %.
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Schuldenbremse gestärkt

Die deutsche Schuldenbremse bindet die Fiskal-

politik nach dem Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts vom November 2023 wieder stärker. 

Derzeit wird verschiedentlich vorgeschlagen, 

die Schuldenbegrenzung durch Änderungen im 

Grundgesetz zu lockern. Manche Vorschläge 

zielen darauf, die Verschuldungsspielräume ge-

nerell zu erweitern. Andere wollen zum Beispiel 

nur investive Ausgaben oder Transformations-

aufgaben über zusätzliche Schulden finanzie-

ren. Diskutiert werden hierzu vor allem zwei 

Ansätze: Gemäß dem ersten würde die Schul-

denbremse wieder durch eine Goldene Regel  

ersetzt. Gemäß dem zweiten würde ein weite-

res kreditfinanziertes Sondervermögen im 

Grundgesetz neben der Schuldenbremse ein-

geführt.

Die Bundesbank hält effektive Fiskalregeln für 

wichtig, um solide Staatsfinanzen abzusichern. 

Vor dem Urteil des Verfassungsgerichts war die 

Schuldenbremse über die Ausnahmeklausel auf-

geweicht worden. Die Bundesbank befasste 

sich auch deshalb bereits im Frühjahr 2022 da-

mit, wie die Schuldenbremse stabilitätssichernd 

reformiert werden könnte.5) Die Überlegungen 

setzten darauf, eine Regel mit einer wieder stär-

keren Bindungswirkung mit einem etwas weite-

ren Defizitspielraum zu verbinden.6) Sie passen 

auch zur aktuellen Diskussion: Die deutschen 

Fiskalregeln sollten Budget-​Obergrenzen ein-

ziehen, mit denen Deutschland den 60 %-Refe-

renzwert für die Schuldenquote im Regelfall 

einhält und nach Verfehlungen zügig wieder 

erreicht. In diesem Rahmen lassen sich Teile des 

Kreditspielraums für bestimmte staatliche Aus-

gaben reservieren. Dies ginge beispielsweise mit 

einer gekappten Goldenen Regel, wie sie die 

Bundesbank erörterte: Bis zu einer festen Ober-

grenze dürfen staatliche Nettoinvestitionen mit 

Änderung der 
Schuldenbremse 
in der Diskussion

Bei bindenden 
Fiskalregeln 
etwas weiterer 
Kreditspielraum 
vertretbar

Ausgaben im Zähler.8) Weil immer mehr 

Ausgaben nachziehen dürften, ist im laufen-

den Jahr wieder ein Anstieg der Ausgaben-

quote zu erwarten.

Zum Anstieg der Ausgabenquote trug vor 

allem bei, dass der Staat für Klimaschutz 

deutlich mehr aufwendete. Dies zeigte sich 

insbesondere in höheren Vermögenstrans-

fers. Hierunter fallen Zuschüsse des Klima-

fonds etwa für energetische Gebäudesanie-

rung und Elektromobilität. Außerdem stieg 

die Quote der Vorleistungen kräftig – ins-

besondere 2023.

Die Quote der Zinsausgaben liegt im länger-

fristigen Vergleich zwar immer noch niedrig. 

Seit dem Jahr 2022 stieg sie aber erstmals 

seit vielen Jahren wieder an. Bedingt war 

dies durch die Infl ation. So wuchsen die 

Aufwendungen für inflationsindexierte 

Wertpapiere 2022 und 2023 deutlich (vgl. 

hierzu auch S.  72). Die höhere Schulden-

quote spielte hingegen für die Zinsausgaben 

bezogen auf den Gesamtzeitraum kaum 

eine Rolle. Erstens war die Schuldenquote 

Ende 2023 nicht mehr sehr viel höher als 

2019. Zweitens fi elen im Durchschnitt auf 

neue Schulden immer noch sehr geringe 

Zinsen an.

Die Quoten bei den Sozialleistungen und 

Arbeitnehmerentgelten waren in den letzten 

Jahren deutlich rückläufi g. Diese Ausgaben 

passen sich zu einem großen Teil erst zeit-

verzögert an das deutlich gestiegene Preis-

niveau an.9) Das gilt etwa für die Löhne und 

Gehälter im Öffentlichen Dienst sowie die 

Anpassungen der Renten.

8 Das trendmäßige nominale BIP im Nenner der Quote 
wird als Produkt aus unbereinigtem BIP- Defl ator und 
Trend des realen BIP berechnet.
9 Vgl. zur Wirkung von Infl ation auf die Staatsbudgets 
von Ländern im Euroraum: Bańkowski et al. (2023).

5 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2022b).
6 Dies passt recht gut zu den jüngsten Vorschlägen des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (2024).
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Zur Reform der europäischen Fiskalregeln

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister 

(Ecofi n) einigte sich im Dezember 2023 auf 

neue Verordnungen zu den EU- Fiskalregeln. 

Diese müssen zwar erst noch mit dem Euro-

päischen Parlament abgestimmt und fi nali-

siert werden. Doch die Grundzüge der 

neuen Regeln sind gesetzt.

Die Einigung des Ecofi n enthält wichtige fi s-

kalische Anker. So ist zu begrüßen, dass die 

3 %-Grenze für die Defi zitquote erhalten 

und auch sanktionsbewährt bleibt. Und für 

Mitgliedstaaten mit Defi zit- beziehungs-

weise Schuldenquoten über dem jeweiligen 

Referenzwert ist ein Haushaltsziel vorge-

sehen, das ambitionierter ist als die 

3 %-Grenze. Sie sollen in der mittleren Frist 

eine strukturelle Defi zitquote von höchstens 

1,5% erreichen. Zu begrüßen ist auch, dass 

absehbare alterungsbedingte Kosten be-

rücksichtigt werden sollen.

Etliche Aspekte der Reform sind jedoch kri-

tisch zu sehen. Dazu gehören die vielen 

weitreichenden Entscheidungsspielräume 

und dass die jährlichen Haushaltsgrenzen 

von Annahmen abhängen. Es ist vorgese-

hen, dass die Europäische Kommission diese 

bilateral mit dem jeweiligen Mitgliedstaat 

aushandelt. Zugleich sind die Regeln sehr 

kompliziert. Selbst mit hohem Aufwand 

können Dritte kaum nachvollziehen, wie die 

letztlich vereinbarten Grenzen zustande ka-

men und ob sie eingehalten wurden. So 

wird die öffentliche Diskussion der Regel-

umsetzung erschwert. Damit droht eine 

wichtige Kontrollinstanz verloren zu gehen. 

Auch dies könnte begünstigen, dass wenig 

ambitionierte jährliche Grenzen gesetzt wer-

den, sodass sich eine erforderliche Konsoli-

dierung verzögert.

Zudem können Übergangsregeln das Kon-

solidierungstempo in den kommenden 

Jahren entscheidend mindern. Zum Start der 

neuen Regeln ist eine Übergangszeit vor-

gesehen, in der die grundsätzlichen Regel-

vorgaben zum Teil abgeschwächt sind. Der-

zeit hohe Schuldenquoten könnten sich 

dann weiter verfestigen oder sogar steigen.

Insgesamt drohen die neuen Regeln kaum 

zum Ziel solider Staatsfi nanzen beizutragen. 

Erfahrungsgemäß haben Regierungen we-

nig Interesse daran, sich durch Haushalts-

regeln fi skalisch einschränken zu lassen. Die 

großen Umsetzungsspielräume in den Re-

geln kommen dem entgegen. Umso wich-

tiger ist, dass die Europäische Kommission 

und der Ecofi n die Regeln in ambitionierte 

Vorgaben übersetzen und darauf drängen, 

dass die Mitgliedstaaten sie einhalten. Nur 

dann ist zu erwarten, dass insbesondere 

hohe Schuldenquoten zügig sinken. Eine 

strikte Anwendung der Regeln würde auch 

das Vertrauen in solide Staatsfi nanzen an 

den Kapitalmärkten stärken.
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Krediten finanziert werden.7) Ein Sonderver-

mögen mit eigener Kreditgrenze im Grund-

gesetz könnte so ausgestaltet werden, dass es 

den Defizitspielraum in vergleichbarer Weise 

erweitert; es würde diesen Grundüberlegungen 

insofern nicht widersprechen. Zu beachten ist, 

dass Deutschland zugleich die EU-​Haushalts-

regeln einhalten muss. Das heißt, die jeweils 

engere Regel bestimmt den Defizitspielraum.

Haushalte der 
Gebietskörperschaften

Steuereinnahmen

Gesamtjahr 2023

Die Steuereinnahmen 8) stiegen im Jahr 2023 

gegenüber dem Vorjahr um 2 % oder 15 Mrd € 

(siehe oben stehendes Schaubild und Tabelle 

auf S. 68). Einerseits ließ die hohe Inflation die 

makroökonomischen Bezugsgrößen der Steuern 

deutlich steigen. Auch über die Steuerprogres-

sion ergaben sich Mehreinnahmen. Anderer-

seits verringerten Steuersenkungen den Anstieg 

spürbar. Dieser fiel insgesamt um 3 Mrd € oder 

0,3 Prozentpunkte niedriger aus als in der Okto-

ber-​Steuerschätzung erwartet.9)

Die Einnahmen aus der Lohnsteuer legten um 

4 % (+ 9 Mrd €) zu. Dieser Anstieg lag 3 Pro-

zentpunkte niedriger als der Zuwachs der rele-

vanten makroökonomischen Bezugsgröße, der 

gesamtwirtschaftlichen Bruttolöhne und -ge-

hälter. Denn Steuersenkungen überwogen per 

saldo die stützenden Progressionseffekte. Ge-

genüber 2022 erhöhten die entfallenen Ener-

giepreispauschalen (10 Mrd €) das Aufkommen. 

Sie waren überwiegend aus dem Lohnsteuer-

aufkommen gezahlt worden. Bedeutsamer 

waren aber dauerhafte Steuersenkungen. Vor 

allem passte der Gesetzgeber den Einkommen-

steuertarif an, um die hohe kalte Progression 

aus 2022 zu kompensieren. Hinzu kam, dass 

Einmalzahlungen beim Lohn vielfach als Infla-

tionsausgleichsprämien steuerfrei waren. Nicht 

zuletzt dämpfte die deutliche Anhebung des 

Kindergeldes, das aus dem Lohnsteueraufkom-

men gezahlt wird.

Die Umsatzsteuer legte 2023 nur um 2½% zu 

und damit 3 Prozentpunkte weniger als der 

nominale private Verbrauch – ihre wichtigste 

makroökonomische Bezugsgröße. Steuersen-

kungen verringerten den Zuwachs deutlich. 

Dies waren vor allem die temporär niedrigeren 

Steuersätze für Erdgas und Fernwärme. Darüber 

hinaus waren die Steuereinnahmen 2022 offen-

bar wegen Nachzahlungen aus der Coronakrise 

erhöht.

Die gewinnabhängigen Steuern insgesamt ent-

wickelten sich seitwärts. Dabei verzeichneten 

die veranlagte Einkommensteuer und die Kör-

perschaftsteuer jeweils Rückgänge. Dazu tru-

gen neben der schwachen realen Wirtschafts-

entwicklung auch Rechtsänderungen bei: Diese 

betrafen vor allem die Einkommensteuer mit 

der oben genannten Kompensation der kalten 

Progression. Dynamische Zuwächse verzeichne-

Steuereinnah­
men stiegen 
2023 gedämpft 
– offizielle 
Steuerschätzung 
leicht unter­
schritten

Steuersenkungen 
bremsten 
Lohnsteuerauf­
kommen und …

… Umsatz­
steuerauf­
kommen 

Einkommen- 
und Körper­
schaftsteuer mit 
Rückgängen, 
Kapitalertrag­
steuer mit 
dynamischem 
Zuwachs

Steueraufkommen
 *)

Quelle:  Bundesministerium  der  Finanzen.  * Umfasst  die  ge-
meinschaftlichen Steuern sowie  die  Bundes-  und Ländersteu-
ern.  Einschl.  EU-Anteilen  am  deutschen  Steueraufkommen, 
einschl. Zöllen, ohne Erträge aus Gemeindesteuern.
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7 Die Kappung ist elementar für eine stabilitätskonforme 
Ausgestaltung: Ohne diese bestehen starke Anreize, den 
begünstigten Bereich breit abzugrenzen und die Regel so zu 
unterlaufen.
8 Einschl. der EU-​Anteile am deutschen Steueraufkommen, 
aber ohne die – für das Jahr noch nicht bekannten – Erträge 
aus den Gemeindesteuern.
9 Vgl. zur offiziellen Steuerschätzung ausführlicher: Deut-
sche Bundesbank (2023b), S. 63 ff.
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ten dagegen die nicht veranlagten Steuern vom 

Ertrag (v. a. Dividendenbesteuerung) und die 

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungs-

erträge.

Die rückläufige Entwicklung im Immobiliensek-

tor belastete die Grunderwerbsteuer, die den 

Länderhaushalten zufließt. Das Aufkommen 

sank gegenüber 2022 um 29 % oder 5 Mrd €.10) 

Dies senkte den Aufkommenszuwachs ins-

gesamt um ½ Prozentpunkt.

Ausblick auf 2024

Für das laufende Jahr erwartete die offizielle 

Steuerschätzung im letzten Oktober, dass die  

Steuereinnahmen stärker steigen als 2023. Da-

bei entwickeln sich die gesamtwirtschaftlichen 

Bezugsgrößen etwas ungünstiger. Per saldo 

sind aber die Ausfälle durch Rechtsänderungen 

deutlich geringer als 2023:

–	 Der Gesetzgeber senkte den Einkommen-

steuertarif zu Jahresbeginn 2024 ähnlich 

stark wie im Vorjahr.

–	 Im Bereich der indirekten Steuern kommt es 

per saldo zu Mehreinnahmen: Zwar verrin-

gerte sich die Stromsteuer für das Verarbei-

tende Gewerbe auf den europäischen Min-

destsatz. Jedoch ist Anfang 2024 die Sen-

kung der Umsatzsteuer für Speisen in der 

Gastronomie ausgelaufen. Und die Umsatz-

steuer auf Erdgas und Fernwärme soll wohl 

Ende März wieder steigen.

–	 Zudem bringt bei den gewinnabhängigen 

Steuern nun Mehreinnahmen, dass in ver-

gangenen Jahren beschleunigt abgeschrie-

ben wurde.

Grunderwerb­
steuer stark 
gesunken

Steuerschät­
zung: 2024 
steigen die Ein­
nahmen deutlich

Steueraufkommen

 

Steuerart

Gesamtjahr Schätzung 
für 20231)

4. Vierteljahr

2022 2023 2022 2023

Mrd €

Veränderung 
gegenüber Vorjahr

Verän-
derung 
gegen über 
Vorjahr
in % Mrd €

Veränderung 
gegenüber Vorjahr

in Mrd € in % in Mrd € in %

Steuereinnahmen  insgesamt2) 814,9 829,8 + 14,9 +  1,8 +  2,2 221,5 221,3 –  0,2 –   0,1

darunter:
Lohnsteuer3) 227,2 236,2 +  9,0 +  4,0 +  4,7 67,2 64,7 –  2,6 –   3,8

Gewinnabhängige  Steuern 162,9 163,0 +  0,1 +  0,1 +  0,1 42,4 42,4 –  0,0 –   0,1

davon:
Veranlagte  
Einkommensteuer4) 77,4 73,4 –  4,0 –  5,2 –  5,8 21,7 21,2 –  0,5 –   2,4
Körperschaftsteuer5) 46,3 44,9 –  1,5 –  3,2 –  0,4 13,2 11,8 –  1,3 –  10,2
Nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag 32,6 36,4 +  3,8 + 11,8 + 12,7 6,4 6,7 +  0,2 +   3,8
Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräuße rungserträge 6,6 8,4 +  1,8 + 27,5 + 11,3 1,1 2,7 +  1,6 + 142,8

Steuern vom  Umsatz6) 284,9 291,4 +  6,5 +  2,3 +  2,9 72,3 74,5 +  2,2 +   3,0

Übrige verbrauchsabhängige 
Steuern7) 88,4 93,3 +  4,9 +  5,5 +  5,4 26,1 27,1 +  1,0 +   3,8

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Arbeitskreis Steuerschätzungen und eigene Berechnungen. 1 Laut offi  zieller Steuerschätzung 
vom Oktober 2023. 2 Umfasst die gemeinschaftlichen Steuern sowie die Bundes- und Ländersteuern. Einschl. EU- Anteilen am deutschen 
Steueraufkommen, einschl. Zöllen, ohne Erträge aus Gemeindesteuern. 3 Kindergeld und Altersvorsorgezulage vom Aufkommen abge-
setzt. 4 Arbeitnehmererstattungen und Forschungszulage vom Aufkommen abgesetzt. 5 Forschungszulage vom Aufkommen abgesetzt. 
6  Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer. 7  Energiesteuer, Tabaksteuer, Versicherungsteuer, Kraftfahrzeugsteuer, Stromsteuer, Alko-
holsteuer, Luftverkehrsteuer, Kaffeesteuer, Schaumweinsteuer, Zwischenerzeugnissteuer, Alkopopsteuer sowie Rennwett- und Lotterie-
steuer, Biersteuer, Feuerschutzsteuer.
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–	 Der Anteil der Bruttolöhne und -gehälter, der 

als abgabenfreie Inflationsausgleichsprämie 

gezahlt wird, dürfte zurückgehen.

Die Steuereinnahmen dürften dabei allerdings 

spürbar niedriger ausfallen als bei der letzten 

offiziellen Steuerschätzung prognostiziert. 

Grund sind erstens geringere Einnahmen auf-

grund von zwischenzeitlichen Rechtsänderun-

gen. Bedeutsam ist vor allem die genannte 

Stromsteuersenkung. Darüber hinaus ist aber 

wohl auch geplant, die Freibeträge bei der Ein-

kommensteuer weiter zu erhöhen. Zudem 

könnten begrenzte Ausfälle aus dem Wachs-

tumschancengesetz hinzukommen. Für dieses 

läuft noch ein Vermittlungsverfahren zwischen 

Bundestag und Bundesrat. Zweitens dürfte das 

niedriger als erwartet ausgefallene Steuerergeb-

nis aus 2023 wohl teilweise auf 2024 ausstrah-

len. Drittens könnte das Wirtschaftswachstum 

geringer ausfallen als im Herbst unterstellt.

Bundesfinanzen

2023 Überblick: Bund samt 
Extrahaushalten

Der Bund reagierte auf das Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts vom November 2023 zu-

nächst mit einem Nachtragshaushalt für 2023. 

Dieser nahm das geplante Bundesdefizit 

(einschl. Extrahaushalten) von ursprünglich 232 

Mrd € auf 135 Mrd € zurück (siehe Tabelle 

S. 70, Ziffer 21). Im Ergebnis lag das Defizit11) 

noch weit niedriger bei 88 Mrd € (siehe 

ebenda). Gegenüber den angepassten Planun-

gen schlossen vor allem die Extrahaushalte 

günstiger ab, insbesondere der Klimafonds. 

Zudem erzielten Sondervermögen ohne Plan-

zahlen im Bundeshaushalt deutliche Über-

schüsse. Gegenüber 2022 ging das Defizit des 

Bundes insgesamt (einschl. Extrahaushalten) 

sehr kräftig um 59 Mrd € zurück. Dabei sank 

das Defizit vor allem im Kernhaushalt.

2023: Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
erforderte Umplanung

Der Bund musste die Haushaltsplanungen für 

2023 aufgrund des Urteils des Bundesverfas-

sungsgerichts überarbeiten: Im Klimafonds, im 

WSF-​E und im Fluthilfefonds aus 2021 hatte er 

umfangreiche Notlagenkredite zurückgelegt. Im 

Klimafonds strich er die Rücklage aus der für 

nichtig erklärten Zuweisung von 60 Mrd €, bei 

Einnahmen­
erwartung für 
2024 gegenüber 
offizieller Steuer­
schätzung spür­
bar gedrückt

2023: Gesamt­
defizit des 
Bundes kräftig 
gesunken und 
niedriger als 
zuletzt geplant

Nach Urteil 
Anpassung der 
Haushaltspla­
nung 2023 nötig

Finanzierungssalden 

des Bundeshaushalts *)

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Bundes-
ministeriums der Finanzen. * Ohne Extrahaushalte. Ohne Berei-
nigung  um  finanzielle  Transaktionen  und  Konjunktureffekte. 
1 Korrektur der Zuweisung von 16 Mrd € aus dem Kernhaus-
halt  an  den  Fluthilfefonds  um die  nach  dem Verfassungsge-
richtsurteil  Ende  2023  ausgebuchte  Rücklage  von  14  Mrd €. 
2 Ohne die Zuweisung von 60 Mrd € aus dem Kernhaushalt an 
den  Klimafonds.  Diese  erklärte  das  Bundesverfassungsgericht 
mit seinem Urteil vom 15. November 2023 für nichtig.
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11 Einbezogen sind hier neben dem Kernhaushalt kameral 
buchende Extrahaushalte, zu denen schon Daten vorliegen 
(siehe S. 73 f.). Es handelt sich insbesondere um i) den Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds-Energie (WSF-​E) und ii) die bis 
ins Jahr 2021 für die Schuldenbremse relevanten Extra-
haushalte sowie iii) den Bundeswehrfonds (siehe Tabelle 
S. 70, Z. 16, 17 und 20). Zum Berichtskreis der Extrahaus-
halte zählen darüber hinaus v. a. iv) die weiteren mit Plan-
zahlen in Anlagen zum Bundeshaushalt abgebildeten Fonds 
(für Tilgungsvorsorge und Kinderbetreuungsausbau, ebenda 
Z. 18) sowie v) Einheiten ohne veröffentlichte Planzahlen 
(und damit ohne Anrechnung auf das geplante Defizit) wie 
etwa die Pensionsvorsorge (siehe ebenda, Z. 19). Vollstän-
dig ausgeklammert bleiben insbesondere die Bad Bank 
FMSW, der Fonds für die Entsorgung von Kernenergieabfäl-
len, die Autobahngesellschaft und die Entwicklungshilfege-
sellschaft GIZ.
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Wichtige Haushaltskennzahlen des Bundes*)

in Mrd €

Position Ist 2022
Soll 
2023

Soll 
Nach-
trag 
2023

Ist 2023
(Stand 
Januar 
2024)

Entwurf 
2024
(Stand 
August 
2023)

Soll 
2024

1. Ausgaben des Bundeshaushalts (BHH)1) 480,7 476,3 461,2 457,1 445,7 476,8
darunter:

1.a Investitionen 46,2 71,5 61,1 55,0 54,2 70,5
1.b Globale Mehr-/Minderausgaben – –   6,9 –  11,9 – –  9,7 –  10,5

2. Einnahmen des BHH1)2) 364,7 389,9 389,7 392,2 427,7 427,5
darunter:

2.a Steuereinnahmen3) 337,2 358,1 356,3 356,1 375,3 377,6
2.b Globale Mehr-/Mindereinnahmen – –   4,9 –   4,9 – 1,4 –   2,0

3. Finanzierungssaldo des BHH (2. – 1.) – 116,0 –  86,4 –  71,5 – 64,9 – 18,0 –  49,4

4. Münzeinnahmen des BHH 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2

5. Rücklagenzuführung (–) / -entnahme (+) im BHH 0,5 40,5 43,8 37,5 1,4 10,2

6. Nettokreditaufnahme (NKA) (–) / -tilgung (+) des BHH (3. + 4. + 5.) – 115,4 –  45,6 – 27,4 – 27,2 – 16,6 –  39,0

7. Konjunkturkomponente im Haushaltsverfahren4) –   1,8 –  15,3 – 5,5 –  7,1 –  2,4 –   7,7

8. Saldo fi nanzieller Transaktionen des BHH –   4,1 –  17,7 – 7,7 –  7,7 –  0,6 –  16,9

9. Strukturelle NKA (–) / -tilgung (+) des BHH (6. – 7. – 8.) – 109,5 –  12,6 – 14,2 – 12,4 – 13,5 –  14,4

10. Überschreitung der Grenze im BHH (13. – 9.) 97,0 – 1,6 5) 1,4 – –

11. Überschreitung der Grenze einschl. WSF-E (10. – 15.) 276,4 – 44,8 42,9 – –

12. nachrichtlich: Überschreitung mit Saldo Extrahaushalte 
(10. – 16.a – 17.) 106,7 142,5 60,8 46,4 51,5 34,5

13. Reguläre Obergrenze: Strukturelle NKA (0,35 % des BIP)6) –  12,5 –  12,6 –  12,6 – 12,6 – 13,5 –  14,4

14. Struktureller Finanzierungssaldo des BHH (3. – 7. – 8.) – 110,1 –  53,4 –  58,3 – 50,2 – 15,0 –  24,8
14.a Wie zuvor, mit Potenzialschätzung lt. Herbstprojektion 2023 – 111,2 –  57,5 –  52,6 – 46,0 –  9,7 –  24,8

15. Strukturelle NKA Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Energie (WSF-E) – 179,4 – –  43,2 – 41,5 – –

16. Defi zit des WSF-E –  30,2 – 121,2 –  43,2 – 41,5 – 13,9 –
16.a Defi zit des WSF-E ohne fi nanzielle Transaktionen –   9,7 – 106,0 –  43,2 – 41,5 – 13,9 –
16.b Danach verbleibende Rücklage des WSF-E 169,8 48,6 – – 34,7 –

17. Saldo von Sondervermögen (SV), wie vor 2022 für
 Schuldenbremse relevant7) 4,9 –  21,4 –  16,0 –  3,5 – 37,6 –  34,5
davon:

17.a Klima- und Transformationsfonds 5,3 –  14,1 –  14,1 –  1,7 – 29,2 –  28,7
17.b Aufbauhilfefonds (Flut 2013) –   0,2 –   0,2 –   0,2 –  0,2 –  0,2 –   0,2
17.c Kommunalinvestitionsförderungsfonds –   0,7 –   1,0 –   1,0 –  0,6 –  0,9 –   0,9
17.d Digitalisierungsfonds 2,1 –   2,7 –   0,8 –  1,1 –  4,2 –   4,1
17.e Grundschulkinder-Betreuungsfonds –   0,1 –   0,4 0,0 0,0 –  0,4 –   0,7
17.f Aufbauhilfefonds 2021 (Flut 2021) –   1,6 –   3,0 0,0 0,0 –  2,7 –

18. Saldo der SV Tilgungsvorsorge und  Betreuungsausbau 4,4 5,5 4,1 4,0 3,0 2,2

19. Saldo sonstiger SV ohne eigene Verfassungsregel8) –   9,9 – – 23,9 – –

20. Saldo des SV Bundeswehr – –   8,4 –   8,4 –  5,8 – 19,2 –  19,8
20.a Danach verbleibende Kreditermächtigung 100,0 91,6 91,6 94,2 72,4 74,4

21. Saldo BHH und SV (3. + 16. + 17. + 18. + 19. + 20.) – 146,8 – 231,7 – 135,0 – 87,8 – 85,7 – 101,4

22. Rücklagen der SV zu 16. und 17. 286,9 144,4 25,2 38,3 92,9 3,8

23. Bundesvermögen in Versorgungsrücklage und Versorgungs-
fonds9) 26,3

24. Bestand der allgemeinen Rücklage des BHH 48,2 7,7 4,4 10,7 6,3 0,5

25. Stand des Kontrollkontos 47,7 47,7 47,7 49,2 47,7 49,2

26. Ausstehender Tilgungsbetrag inkl. Sondervermögen Bundeswehr10) 538,0 546,4 345,2 340,7 565,6 360,5

27. Ausstehender Tilgungsbetrag aus NGEU-Transfers s)11) 30 38 38 45 61 65

* Quelle: Bundesministerium der Finanzen und eigene Berechnungen. Datenstand Ist 2022, Soll 2023 und Entwurf 2024 vor November-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts. Methodische Erläuterungen fi nden sich in: Deutsche Bundesbank (2016). 1 Ohne Rücklagenzuführungen 
bzw. -entnahmen und mit Netto-Steuereinnahmen (zu den Absetzungen bei Einnahmen und Ausgaben siehe Fußnote 3). 2 Ohne Münzein-
nahmen. 3 Nach Abzug der Bundesergänzungszuweisungen, der Anteile am Energiesteueraufkommen, des Ausgleichs gemäß Kraftfahr-
zeugsteuer- Reform 2009 und der Sanierungshilfen an Länder. 4 Für 2022 Abrechnung zum September 2023, für 2023 gemäß Haushalts-
planungen bzw. VGR Mitte Januar 2024, für 2024 gemäß Frühjahrs- bzw. Herbstprojektion 2023. 5 Rechnerisch – 0,18 Mrd €. Verbucht 
wurde aber die Ist-Zahlung an den Aufbauhilfefonds 2021 von 1,37 Mrd €, für die die Ausnahmeklausel gezogen war. Die Differenz ist dem 
Kontrollkonto zugebucht. 6 Bezogen auf das BIP im Jahr vor Aufstellung des (vollständigen) Haushalts. 7 Planwerte für 2023 und 2024 aus 
dem Kreditfi nanzierungsplan. 8 Einheiten mit Vierteljahresdaten, aber ohne Angabe zum Ergebnis im Kreditfi nanzierungsplan. Vor allem WSF 
(ohne WSF-E) und Versorgungsvorsorge. 9 Marktwerte gemäß Vermögensrechnung des Bundes 2022. Fortlaufende Zuführungen; Entnah-
men aus Fonds ab 2030, aus Rücklage ab 2032 vorgesehen. 10 Fortschreibung des Vorjahresstands mit 11. und 20., in Ist 2023 einschl. 
Veränderung Kontrollkonto. In Soll Nachtrag 2023, Ist 2023 und Soll 2024: nach Ausbuchung von Rücklagen aus Notlagenkrediten. 
11 NGEU-Planzahlen und Schätzungen, jeweils multipliziert mit dem deutschen Anteil am EU-Bruttonationaleinkommen von 25½ %.
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den anderen beiden Fonds dagegen die ge-

samten Rücklagen. Mit Rückgriff auf die Aus-

nahmeklausel veranschlagte er daraufhin statt 

Rücklagenentnahmen Kreditaufnahmen im 

WSF-​E und im Kernhaushalt für den Fluthilfe-

fonds. Darüber hinaus bestand Anpassungs-

bedarf im Kernhaushalt, da die rechnerische 

Konjunkturlast in der aktuellen Projektion um 

10 Mrd € niedriger ausfiel.12) Der Nachtrags-

haushalt weist zum Ausgleich insbesondere 

eine höhere globale Minderausgabe, Mehrent-

nahmen aus der Rücklage sowie niedrigere 

Zinsausgaben aus.

2023: Haushaltsabschluss des 
Kernhaushalts

Der Kernhaushalt schloss mit einem Defizit von 

65 Mrd € ab und damit 6½ Mrd € günstiger als 

im Nachtragshaushalt geplant. Die Einnahmen 

überstiegen die Planung um 2½ Mrd € (vgl. 

Tabelle auf S. 70, Ziffer 2.). Die Ausgaben blie-

ben insgesamt um 4 Mrd € unter den Ansätzen, 

insbesondere bei Investitionen, laufendem 

Sachaufwand und Unternehmenstransfers. Die 

Abweichungen bei einzelnen Größen sind be-

merkenswert: Da der Bund die Planungen zum 

Nachtrag erst kurz vor Jahresende abschloss, 

wären hier eigentlich genauere Ansätze zu er-

warten gewesen. Stattdessen enthielt der Nach-

trag noch hohe globale Minderausgaben (vgl. 

ebenda, Ziffer 1.b).

Im Vorjahresvergleich ging das Defizit des Kern-

haushalts stark um 51 Mrd € zurück. Dabei 

wuchsen die Einnahmen kräftig um 6½% (+ 26 

Mrd €).13) Neben gestiegenen Steuereinnahmen 

trugen hierzu nicht zuletzt Einnahmen von 4 

Mrd € aus dem schuldenfinanzierten EU-​Extra-

haushalt Next Generation EU bei. Die Gesamt-

ausgaben gingen dagegen kräftig um 5% zu-

rück (– 25 Mrd €). Maßgeblich dafür war, dass 

pandemiebezogene Ausgaben ausliefen, etwa 

für die gesetzliche Krankenversicherung und 

Unternehmenshilfen. Dies überwog den aus-

geprägten Anstieg der Zinsausgaben (+ 22 

Mrd €). Von diesem Anstieg entfielen allein 16 

Mrd € auf Disagien (siehe auch die Ausführun-

gen auf S.  72). Ebenfalls deutlich zu Buche 

schlugen Mehrausgaben von 5½ Mrd € beim 

reformierten Bürgergeld.

Die Abrechnung der Schuldenbremse erweist 

sich als recht kompliziert. Geplant war, die 

Obergrenze im Kernhaushalt um 1,7 Mrd € zu 

überschreiten, indem für die Fluthilfezahlungen 

auf die Ausnahmeklausel zurückgegriffen wird. 

Im Ergebnis fiel auf der einen Seite aber nun-

mehr das Defizit 6,6 Mrd € geringer aus. Zudem 

ist die unter der Schuldenbremse erlaubte 

Nettokreditaufnahme um 1,5 Mrd € höher, weil 

eine um diesen Betrag höhere Konjunkturlast 

ermittelt wurde.14) Auf der anderen Seite wur-

den 6,3 Mrd € weniger aus der Rücklage ent-

nommen als veranschlagt, und die Münzein-

nahmen blieben leicht unter den Ansätzen. Die 

Grenze der Schuldenbremse wurde damit im 

Ergebnis rechnerisch leicht unterschritten (um 

knapp 0,2 Mrd € beim Datenstand Mitte 

Januar). In der Abrechnung der Schuldenbremse 

wertet die Regierung die Zuführung an den 

Fluthilfefonds 2021 (Ist: knapp 1,4 Mrd €) aber 

als über die Ausnahmeklausel mit Notlagen-

krediten finanziert.15) Deswegen steigt auch der 

künftige Tilgungsbedarf für Notlagenkredite zu-

sätzlich um diesen Betrag. Bereinigt um die so 

erfasste Zuführung an den Fluthilfefonds lag 

das Ergebnis nun um gut 1,5 Mrd € unter der 

Obergrenze, und dieser Betrag wird deswegen 

als Gutschrift auf dem Kontrollkonto geplant.

Abschluss 2023: 
besser als im 
Nachtragshaus­
halt angesetzt

Abschluss 2023: 
im Vergleich zu 
2022 starker 
Defizitrückgang

Abschluss 2023: 
Kernhaushalt 
hielt Schulden­
bremse trotz 
Notlagen­
krediten rech­
nerisch ein, 
Zugriff auf Rück­
lage um 6½ 
Mrd € verringert

12 Das nominale BIP stieg gemäß der Regierungsprojek-
tion vom Herbst 2023 inflationsbedingt etwas stärker als 
in der Projektion vom Herbst 2022, die dem ursprüng-
lichen Haushaltsplan für 2023 zugrunde lag. Das Konjunk-
turbereinigungsverfahren des Bundes errechnete daraus 
einen weitaus weniger ungünstigen Konjunktureffekt auf 
den Bundeshaushalt 2023. Dementsprechend verringerte 
sich der Kreditspielraum gemäß der Schuldenbremse.
13 Einnahmen und Ausgaben im Folgenden abweichend 
von der Tabelle auf S. 70 in der finanzstatistischen Abgren-
zung mit den Brutto-Steuereinnahmen. 
14 Zu Buche schlug dabei, dass das nominale BIP-​Wachs-
tum mit dem Datenstand von Mitte Januar etwas geringer 
ausfiel als veranschlagt.
15 Vgl.: Bundesministerium der Finanzen (2024), S. 26 f.
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Zum starken Anstieg der Zinsausgaben des Bundes

Die Zinsausgaben waren im Niedrigzins-
umfeld lange rückläufi g und erreichten im 
Bundeshaushalt 2021 mit 3½ Mrd € ihren 
Tiefstand. Danach sprangen sie stark an und 
lagen im letzten Jahr bei 38 Mrd €.

Ausschlaggebend dafür sind aber nicht die 
gestiegenen Finanzierungskosten. Zwar er-
höhte der EZB- Rat die Leitzinsen um 4½ 
Prozentpunkte. Und auch die für den Bund 
maßgeblichen Kapitalmarktzinsen legten im 
Zuge dessen deutlich zu. Die daraus resultie-
rende effektive zusätzliche Zinsbelastung 
des Bundes im Haushaltsjahr 2023 blieb 
aber begrenzt. Die maßgeblichen Neubege-
bungen im Jahr 2022 betrafen nämlich nur 
einen kleinen Teil der Bundesschulden (etwa 
350 Mrd €). Der grundlegende Zinssatz 
(Zinskostensatz gemäß Kreditfi nanzierungs-
bericht 2022) darauf blieb mit 1,0 % relativ 
niedrig. Gegenüber den auf die ausgelaufe-
nen Schuldtitel gezahlten Zinsen, die per 
saldo sehr niedrig waren, errechnen sich 
daraus jährliche (periodengerechte) Zins-
mehrausgaben von knapp 3½ Mrd € (davon 
gut 1 Mrd € für die Nettokreditaufnahme 
aus 2022).1)

Der dezidiert schärfere Anstieg der Zinsaus-
gaben hat also andere Gründe. Ein bedeut-

samer Beitrag stammt aus der Tilgungsvor-
sorge für infl ationsindexierte Schuldtitel: 
Zwar fallen die betreffenden Zahlungen erst 
bei Endfälligkeit an. Der Bund sorgt aber 
vor, indem er den jährlichen infl ations-
bedingten Tilgungsanstieg als Zinsausgaben 
bucht und zurücklegt. Bei infl ationsindexier-
ten Bundeswertpapieren von etwa 70 Mrd € 
buchte der Kernhaushalt dafür im letzten 
Jahr Zinsausgaben von 8 Mrd €, nach nur 
gut ½ Mrd € im Jahr 2021.

Letztlich entscheidend sind Kursabschläge 
bei neubegebenen Schuldtiteln (Disagien). 
Da der Bund für jede Schuldtitelserie ein 
hohes Volumen anstrebt, um damit verbun-
dene Zinsvorteile zu sichern, stockt er Serien 
teils längere Zeit auf. Steigende Zinsen kön-
nen beim Aufstocken lang laufender Anlei-
hen hohe Kursabschläge bewirken. Für die 
Serie mit 30-jähriger Laufzeit und einem 
Kupon von 0 % erreichten sie teils etwa die 
Hälfte des Nominalwerts. Da der Bundes-
haushalt diese Abschläge nicht perioden-
gerecht über die Laufzeit verbucht, belasten 
sie die Zinsausgaben im Ausgabejahr dras-
tisch. Im Jahr 2023 waren dies 15 Mrd €. 
Gegenüber 2021 mit hohen Agien stiegen 
die Zinsausgaben so um fast 26 Mrd €.

Die Bundesbank hatte mehrfach angeregt, 
Agien und Disagien periodengerecht zu ver-
teilen 2) – wie in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. Dies würde die Zins-
ausgaben erheblich glätten. Die Haushalts-
politik würde potenziell verstetigt und die 
strukturelle Lage besser abgebildet. Auch 
mit Blick auf die Schuldenbremse scheint 
dies sinnvoll: Die Obergrenze sollte sich auf 
eine Größe beziehen, welche die strukturelle 
Budgetlage refl ektiert.

1 Im Haushaltsjahr 2022 hatten die Refi nanzierungen 
aus 2021 noch entlastet.
2 Vgl. z. B.: Deutsche Bundesbank (2021).

Zinsausgaben und Agien im 

Bundeshaushalt

Quelle:  Bundesministerium  der  Finanzen  und  eigene  Schät-
zung. 1 Überschlägig gemäß Kreditaufnahmebericht 2022. Ne-
ben den Agien sind weitere Teile der Zinsausgaben periodisiert 
(u. a. Stückzinsen). Wert für 2023 geschätzt.
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2023: Haushaltsabschluss der 
Extrahaushalte

Die Extrahaushalte des Bundes16) schlossen 

2023 mit einem Defizit von 23 Mrd € ab (siehe 

nebenstehendes Schaubild). Das Ergebnis war 

damit beachtliche 41 Mrd € günstiger als noch 

im Dezember 2023 geplant. Im Jahr 2022 hatte 

das Defizit bei 31 Mrd € gelegen.

–	 Der WSF-​E verbuchte ein Defizit von fast 42 

Mrd € und damit 11 Mrd € mehr als im Jahr 

2022. Neben den Transfers insbesondere 

gemäß der Strom- sowie Gaspreisbremse 

schlugen Zinsausgaben von 2½ Mrd € zu 

Buche. Der Abschluss war gut 1½ Mrd € 

günstiger als im Nachtragshaushalt ver-

anschlagt. Das Defizit finanzierte die Regie-

rung mit weiteren Notlagenkrediten über die 

Ausnahmeklausel. Die ausstehende Tilgungs-

last aus Notlagenkrediten fällt wegen der 

ausgebuchten Rücklagen nun aber erheblich 

niedriger aus als Ende 2022. Gemessen am 

Wirtschaftsplan 2023 des WSF-E von damals 

floss nur ein Drittel der Ausgaben ab. Be-

sonders umfangreich entlasteten niedrigere 

Vertragspreise der Versorgungsunternehmen 

bei den Ausgaben für die Preisbremsen. Zu-

dem entfielen hohe geplante Kapitaleinlagen 

beim Gashandelsunternehmen Uniper. Er-

gänzende Energiepreishilfen spielten – abge-

sehen vom Krankenhaussektor – kaum eine 

Rolle. Der übrige WSF erzielte einen Über-

schuss von 15 Mrd € aus zurückgezahlten 

Hilfsdarlehen, nach einem Defizit von 13 

Mrd € im Jahr 2022.

–	 Beim Klimafonds stand ein Defizit von 1½ 

Mrd € zu Buche, das aus der verbliebenen 

Rücklage finanziert wurde. Im Vorjahresver-

gleich verschlechterte sich das Ergebnis nur 

moderat, wenn man die im Jahr 2022 verein-

nahmte Zuweisung des Kernhaushalts von 6 

Mrd € herausrechnet. Gegenüber dem ge-

planten Defizit von 14 Mrd € entlasteten um 

2½ Mrd € höhere Erlöse aus CO₂-​Emissions-

zertifikaten. Weit gewichtiger war aber, dass 

erneut nur gut die Hälfte der veranschlagten 

Ausgaben abfloss.

–	 Überschüsse erzielten die Vorsorge-​Sonder-

vermögen für inflationsindexierte Bundes-

wertpapiere (4½ Mrd €) und Pensionen (3½ 

Mrd €). Beim Finanzmarktstabilisierungs-

fonds (SoFFin) stand ein Überschuss von 4½ 

Abschluss Extra­
haushalte 2023: 
Hohes Defizit 
vor allem beim 
WSF-​E, Plan­
werte insgesamt 
deutlich unter­
schritten

Finanzierungssalden der Extrahaushalte 

des Bundes*)

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Bundes-
ministeriums der Finanzen. * Nur kameralistisch buchende Ein-
heiten, d. h. insbesondere ohne die Bad Bank FMS Wertmana-
gement und bis Ende 2022 zusätzlich ohne den kameralistisch 
buchenden SoFFin, dessen Defizite Schulden der Bad Bank refi-
nanzierten. 1 Vorsorgefonds für Schlusszahlungen inflationsin-
dexierter  Bundeswertpapiere.  2 Klima-  und  Transformations-
fonds, bis  2022 Energie- und Klimafonds. 3 Korrektur der Zu-
weisung von 16 Mrd € aus dem Kernhaushalt an den Fluthilfe-
fonds  um die  nach dem Verfassungsgerichtsurteil  Ende 2023 
ausgebuchte Rücklage von 14 Mrd €.  4 Ohne die Zuweisung 
von 60 Mrd € aus dem Kernhaushalt an den Klimafonds. Diese 
erklärte  das  Bundesverfassungsgericht  mit  seinem Urteil  vom 
15. November 2023 für nichtig.
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16 Gemäß Angaben des Bundesministeriums der Finanzen, 
also ohne Bad Banks und sonstige Einheiten mit kaufmän-
nischem Rechnungswesen.
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Mrd € zu Buche, vor allem aus Darlehens-

rückzahlungen17).

Überblick 2024: Bund und Extrahaushalte

Für das laufende Jahr enthalten die Planungen 

für den Bund und seine Extrahaushalte ein Defi-

zit von 101 Mrd € (siehe Tabelle auf S. 70, Ziffer 

21).18) Davon entfallen 52 Mrd € auf die Extra-

haushalte, darunter sehr weitgehend auf den 

Klimafonds und den Bundeswehrfonds. Der 

Klimafonds soll sein Defizit aus Rücklagen finan-

zieren, der Bundeswehrfonds läuft außerhalb 

der Schuldenbremse. Der Bund plant so, erst-

mals seit 2020 keine Notlagenkredite über die 

Ausnahmeklausel aufzunehmen.19)

2024: Plan für den Kernhaushalt

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

passte der Gesetzgeber den Haushaltsentwurf 

2024 vom vergangenen Sommer stark an. Im 

Kernhaushalt beträgt das Defizit nun gut 49 

Mrd €. Die Nettokreditaufnahme trifft damit 

– wie im Entwurf vom Sommer – genau die er-

rechnete Obergrenze der Schuldenbremse. Das 

Defizit fällt allerdings um 31 Mrd € höher aus 

als ursprünglich geplant (siehe Tabelle auf S. 70, 

Ziffer 3). Möglich machten dies mehrere Fak-

toren:

–	 Der Erwerb von zusätzlichem Finanzver-

mögen erlaubt eine um 16 Mrd € höhere  

Nettokreditaufnahme (ebenda, Ziffer 8). Da-

runter fallen ein Darlehen von 12 Mrd € für 

das Generationenkapital20) und eine Kapital-

zuführung von 4½ Mrd € an die Deutsche 

Bahn für das Schienennetz.21)

–	 Zudem erlaubt die Konjunkturkomponente 

gemäß der Herbstprojektion eine knapp 5½ 

Mrd € höhere Nettokreditaufnahme (Zif-

fer 7).

–	 Weil das Haushaltsgesetz im neuen Jahr ver-

abschiedet wurde, bezieht sich die Kredit-

grenze auf das nominale BIP 2023. Anderen-

falls wäre das niedrigere BIP von 2022 (letz-

tes Jahr vor der Verabschiedung) zu verwen-

den gewesen. Die Obergrenze steigt so um 

1 Mrd € (Ziffer 13).

–	 Darüber hinaus entnimmt der Bund mit zu-

sätzlich 9 Mrd € fast den ganzen Restbestand 

der Rücklage. Hiervon entstammen 6½ 

Mrd € dem besser als geplanten Abschluss 

2023 (Ziffer 5).

Gegenüber dem Ist 2023 sinkt das geplante 

Defizit des Kernhaushalts damit um 15 Mrd €. 

Das kreditfinanzierte Darlehen für das Genera-

tionenkapital erhöht dabei zwar das Haushalts-

defizit. Dafür entfällt ein Darlehen von 6½ 

Mrd € an den Internationalen Währungsfonds. 

Außerdem entfallen nachlaufende Pandemielas-

ten des Jahres 2023. Die Zinsausgaben sinken 

zudem, weil um 12 Mrd € geringere Lasten aus 

Disagien und inflationsindexierten Bundeswert-

papieren eingerechnet sind. Darüber hinaus ver-

schiebt der Bund Ausgaben auf Extrahaushalte 

2024: Insgesamt 
Defizit von 101 
Mrd € geplant

Kernhaushalt 
mit weit höhe­
rem Defizit als 
noch im Som­
mer geplant

Im Kernhaushalt 
zwar sinkendes 
Defizit geplant, 
aber Sonderein­
flüsse ausschlag­
gebend

17 In diesen schlug sich nieder, dass die Bad Bank FMSW 
ihre Schulden gegenüber dem Fonds und damit letztlich 
auch die konsolidierten Bundesschulden verringerte. Die 
FMSW refinanziert sich seit einigen Jahren über den SoFFin. 
Darauf zurückzuführende Defizite des SoFFin erhöhten die 
Bundesschulden insgesamt nicht und blieben deshalb beim 
Saldo der Extrahaushalte ausgeblendet. Überschüsse aus 
Tilgungen senken die Bundesschulden allerdings und wer-
den somit einbezogen.
18 Das Defizit soll von 88 Mrd € im Ist 2023 auf 101 Mrd € 
steigen. Der Anstieg resultiert daraus, dass Einheiten wie 
insbesondere der vom WSF-E abgekoppelte übrige WSF 
2023 im Ergebnis einen Überschuss von 24 Mrd € erzielten 
(siehe Tabelle auf S. 70, Ziffer 19), aber im Bundeshaushalt 
2024 nicht mit Plandaten veranschlagt sind. Bereinigt um 
diese speziellen Extrahaushalte ergibt sich ein moderater 
Defizitrückgang.
19 Signalisiert wurde aber, dies bei einer gewichtigen Ände-
rung insb. bzgl. deutscher Hilfen für die Ukraine zu über-
prüfen. Überdies äußerte ein kleinerer Teil der Sachverstän-
digen (u. a. vom Bundesrechnungshof) in einer Anhörung 
des Haushaltsausschusses die Einschätzung, dass die Schul-
denbremse nach dem Gerichtsurteil wieder wie vor der Um-
stellung Anfang 2022 abzurechnen sei. So würde bereits 
der verabschiedete Haushalt die Grenze der Schulden-
bremse überschreiten (siehe Tabelle auf S. 70, Ziffer 12).
20 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2023c).
21 Die Kapitalzuführung ersetzt Investitionszuschüsse aus 
dem Klimafonds und schont dadurch dessen verbliebene 
Rücklage. Die VGR verbuchten solche Kapitaleinlagen bei 
der Bahn bislang aber nicht als finanzielle Transaktionen, 
sondern defizitwirksam. Ergänzende Information: In den 
VGR ist vorgesehen, weite Teile der Bahn in den Staatssek-
tor umzusetzen. Statt der Kapitalzuführung wäre dann der 
Finanzierungssaldo dieser Bahn-​Bereiche für das Defizit des 
Bundes von Bedeutung.
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(nicht zuletzt Militärausgaben in den Bundes-

wehrfonds) und nutzt die Rücklage des Digitali-

sierungsfonds von 4 Mrd € im Kernhaushalt. 

Zudem kürzt er seine Zuschüsse an die Renten-

versicherung um 1 Mrd €.

2024: Planungen für die Extrahaushalte

Der Bund hält gemäß seiner Rechnung die 

Schuldenbremse auch einschließlich Extrahaus-

halten ein. Kreditaufnahmen sind dort nur im 

Bundeswehrfonds veranschlagt (siehe Tabelle 

auf S. 70, Ziffer 20), der außerhalb der Schul-

denbremse steht. Die anderen Sondervermögen 

sollen ihre teils beträchtlichen Defizite aus ihren 

Rücklagen finanzieren. Dies betrifft insbeson-

dere den Klimafonds (Ziffer 17.a). Die Regierung 

hat die betreffenden Rücklagen aber größten-

teils nur bilden können, weil Kreditermäch-

tigungen des Kernhaushalts übertragen wur-

den, als die Ausnahmeklausel gezogen war. 

Ökonomisch gesehen bestehen insoweit Paral-

lelen zu den Rücklagen, die nach dem Urteil 

des  Bundesverfassungsgerichts auszubuchen 

waren. Die Bundesregierung sieht hier offenbar 

aber keinen rechtlichen Konflikt.

Insgesamt errechnet sich aus den finalisierten 

Planungen für das laufende Jahr ein Defizit der 

Extrahaushalte von 52 Mrd €.22) Gegenüber 

dem Planungsstand vom Sommer besteht die 

wichtigste Änderung darin, dass der WSF-​E zum 

Jahresende 2023 aufgelöst wurde. Die Energie-

preisbremsen liefen zu diesem Zeitpunkt aus, 

und der Kernhaushalt übernahm die ausstehen-

den Lasten, insbesondere Zinsen. Bei den ande-

ren beiden großen Sondervermögen sind wie 

im Sommer umfangreiche Defizite geplant.

–	 Für den Bundeswehrfonds sind 20 Mrd € ver-

anschlagt. Wie schon im Sommer vorgese-

hen, soll der Fonds die meisten Beschaf-

fungsausgaben aus dem Kernhaushalt über-

nehmen. Hinzugetreten sind Ersatzbeschaf-

fungen von ½ Mrd € für Material, das die 

Bundeswehr an die Ukraine abgab.

–	 Für den Klimafonds ist ein Defizit von 29 

Mrd € veranschlagt und damit lediglich ½ 

Mrd € weniger als im Sommer. Zwar kürzte 

der Gesetzgeber die Ausgaben deutlich stär-

ker. Dem steht jedoch gegenüber, dass die 

im Sommer veranschlagte globale Mehrein-

nahme von 9½ Mrd € entfiel. Die nun um 5 

€ je Tonne stärkere Anhebung des Preises 

der nationalen CO₂-​Zertifikate bringt da-

gegen nur Mehreinnahmen von 1½ Mrd €. 

Das Gerichtsurteil hatte die Rücklage des 

Fonds unmittelbar um 60 Mrd € verringert. 

Mit dem Abschluss 2023 wies die Regierung 

noch Rücklagen von 29 Mrd € aus. Diese 

sollen im laufenden Jahr fast vollständig ver-

braucht werden. Die mittelfristige Planung 

vom Sommer 2023 sah allerdings auch für 

2025 noch ein Defizit von 28 Mrd € vor. 

Demnach besteht weiter beträchtlicher An-

passungsbedarf.

–	 Der weitaus kleinere Digitalisierungsfonds 

kehrt seine restliche Rücklage an den Kern-

haushalt aus. Dadurch verzeichnet er ein 

Defizit von 4 Mrd €.

Länderhaushalte23)

Gesamtjahr 2023

Das Finanzergebnis der Kernhaushalte der Län-

der verschlechterte sich im vergangenen Jahr 

erheblich um 15 Mrd €: Da die Länder 2022 

noch einen hohen Überschuss verzeichnet hat-

ten, schlossen sie 2023 dennoch nur mit einem 

leichten Defizit ab.24)

Extrahaushalte 
zwar ohne 
Nettokreditauf­
nahme in der 
Schuldenbremse, 
aber weiter mit 
rücklagenfinan­
zierten Defiziten

WSF-​E aufgelöst, 
sonst nur 
begrenzte 
Änderungen 
der Regierungs­
planungen vom 
Sommer Kernhaushalte 

der Länder 2023 
mit leichtem 
Defizit – erheb­
liche Verschlech­
terung gegen­
über 2022

22 Bei den Sondervermögen, für die der Bundeshaushalt 
keine Finanzierungssalden ausweist, sind erneut Über-
schüsse zu erwarten. Das betrifft etwa die Pensionsvorsorge 
und die Corona-​Sektion des WSF.
23 Textangaben zu den Kernhaushalten basieren auf der 
monatlichen Kassenstatistik.
24 Die monatliche Kassenstatistik wies den Überschuss der 
Kernhaushalte im Jahr 2022 zu Jahresbeginn 2023 mit 14 
Mrd € aus, die kumulierten Quartalsdaten zur Jahresmitte 
2023 zeigten nur noch gut 10 Mrd €. Offenbar buchten 
einzelne Länder Zuweisungen an Extrahaushalte nach und 
verlagerten damit Kreditermächtigungen. Aufgrund des 
November-​Urteils des Bundesverfassungsgerichts wäre 
denkbar, dass sie Teile davon wieder zurückbuchen.
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Die Einnahmen sanken um 2 % (– 9 Mrd €). 

Dabei ging das Steueraufkommen um 1% zu-

rück. Die Länder belastete besonders, dass die 

ihnen zufließende Grunderwerbsteuer einbrach 

(siehe S. 68). Darüber hinaus lagen die Einnah-

men von öffentlichen Verwaltungen um 8 % 

niedriger als im Vorjahr. Diese  waren zuvor 

stark erhöht, weil der Bund Corona-​Hilfen durch 

die Länderhaushalte leitete (v. a. Unternehmens-

transfers). Die entsprechenden Ausgaben der 

Länder entfielen dann ebenfalls. Dennoch nah-

men die Ausgaben insgesamt um 1% (+ 5 

Mrd €) zu.25)

Einschließlich ihrer Extrahaushalte könnten die 

Länder das vergangene Jahr in etwa aus-

geglichen abgeschlossen haben (2022: Über-

schuss von 16 Mrd € 26)). Daten zum Gesamtjahr 

liegen allerdings noch nicht vor. Nach drei 

Quartalen war das Ergebnis für Kern- und Extra-

haushalte um 19 Mrd € ungünstiger als im Vor-

jahr.

Ausblick auf 2024

Die Finanzlage der Länder könnte sich im lau-

fenden Jahr verschlechtern. Die Steuern der 

Länder dürften zwar spürbar wachsen. Aller-

dings dürften die Ausgaben stärker zunehmen 

als die Einnahmen. Die Preisanstiege wirken sich 

immer noch breit aus. Der Tarifabschluss vom 

vergangenen Dezember erhöht mit vergleich-

baren Anpassungen im Beamtenbereich die Per-

sonalausgaben kräftig. Zudem wollen die Län-

der weiter Personal aufbauen. Die Zuweisungen 

an die Kommunen dürften dagegen langsamer 

wachsen – sie folgen insbesondere den 

schwachen Steuern des Vorjahres.

Auswirkungen des Urteils des Bundes
verfassungsgerichts für die Länder

Viele Länder nutzten während der Pandemie 

Notlagenkredite, um Reserven für Ausgaben in 

Folgejahren zu bilden. Offizielle Übersichten zu 

deren Umfang sind nicht verfügbar. Die Bundes-

bank erstellte Hilfsrechnungen für den Stand 

zum Jahresende 2022.27) Im Jahr 2023 planten 

einzelne Länder noch bis zum Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts vom November, zusätz-

liche Reserven zu bilden. Rechnet man diese 

ein, könnten die Reserven aus Notlagenkrediten 

zu diesem Zeitpunkt bei etwa 30 Mrd € gelegen 

haben.

Das Urteil besagt, dass Notlagenkredite nicht 

überjährig eingesetzt werden können. Dies be-

deutet, dass die Länder ihre Planungen anpas-

sen müssen, soweit sie darin solche Reserven 

einsetzen. So stellten etwa Brandenburg, Bre-

men, das Saarland, Sachsen-​Anhalt und Schles-

wig-​Holstein nach dem Urteil erneut Notlagen 

Rückläufige 
Einnahmen 
standen mode­
rat steigenden 
Ausgaben 
gegenüber

Länder könnten 
2023 unter 
Einbezug der 
Extrahaushalte 
in etwa aus­
geglichen abge­
schlossen haben

Defizit der 
Länder im 
laufenden Jahr 
zu erwarten

Länder mit 
hohen Reserve­
beständen 
aus Notlagen­
krediten

Urteil des Bun­
desverfassungs­
gerichts schränkt 
Rücklagen auch 
für Länder ein

Finanzierungssalden der Länder

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  und  eigene  Berechnungen. 
1 Berechnet mit  Angaben der monatlichen Kassenstatistik des 
Bundesministeriums  der  Finanzen  zu  den  Kernhaushalten. 
Quartalsdaten, die auch Daten zu den Extrahaushalten umfas-
sen, liegen noch nicht vor. 2 Kern- und Extrahaushalte zusam-
men.
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25 Im Jahr 2022 wies der Bund den Ländern rund 19 Mrd € 
für Corona-​Hilfen zu, die die Länder weiterleiteten. Berei-
nigt um diese Bundesmittel sind die Ausgaben der Länder 
um etwa 5 % gestiegen. Da die Länder im Jahr 2022 auch 
eigene Mittel für Corona-​Maßnahmen eingesetzt hatten 
(die 2023 entfallen sind), ist die umfassend bereinigte Rate 
noch höher.
26 Korrigiert um fehlende Einnahmenbuchungen im Saar-
land von 3½ Mrd €. Vgl. hierzu: Deutsche Bundesbank 
(2023d), S. 43.
27 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2023d).
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fest und begründeten damit Notlagenkredite. 

Diese betreffen meist auch das Jahr 2024. Ein 

anderer Weg ist, notlagenkreditfinanzierte Re-

serven aufzulösen. So löste Mecklenburg-​Vor-

pommern ein Sondervermögen auf, das es zu-

vor mit Notlagenkrediten befüllt hatte. Auch in 

weiteren Ländern dürften Anpassungen folgen.

Sozialversicherungen

Rentenversicherung

Gesamtjahr 2023

Die gesetzliche Rentenversicherung erzielte im 

Jahr 2023 einen Überschuss von 1 Mrd € (vor-

läufige Daten). Dieser fiel 2½ Mrd € geringer 

aus als im Vorjahr. Mit dem Überschuss nahm 

die Nachhaltigkeitsrücklage zum Jahresende 

2023 auf 45 Mrd € zu. Sie liegt damit knapp 40 

Mrd € über dem gesetzlichen Minimum.

Die Gesamteinnahmen stiegen um 5 %. Mit 

5½ %  wuchsen die Beitragseingänge etwas 

stärker, obwohl in großem Umfang abgaben-

freie Inflationsausgleichsprämien gezahlt wur-

den. Etwas kräftiger als die Einnahmen wuch-

sen die Ausgaben mit 5½%. Dabei stiegen die 

Renten im Jahresdurchschnitt um 5%.28) Die 

Rentenzahl nahm weiterhin nur moderat zu.

Ausblick auf 2024

Im laufenden Jahr dürfte sich die Finanzlage 

kaum ändern. Die Ausgaben steigen wohl ähn-

lich wie im Vorjahr. Bis zur Jahresmitte schlägt 

dabei die deutliche Rentenanpassung von Mitte 

2023 zu Buche (bundesdurchschnittlich gut 

4½ %). Gemäß Rentenversicherungsbericht 

2023 könnten die Renten zur Jahresmitte 2024 

mit 3½% schwächer zunehmen. Die Renten-

zahl soll demnach aber etwas stärker zulegen 

als im Vorjahr. Ausgabensteigernd wirkt zudem, 

dass Personen ab Jahresmitte pauschale Zu-

schläge erhalten sollen, deren Erwerbsmin-

derungsrente zwischen 2001 und 2018 begann 

(fast 1½ Mrd €).

Die Beitragseinnahmen dürften kräftig wach-

sen. So sind relativ hohe Entgeltanhebungen 

angelegt, und abgabenfreie Inflationsaus-

gleichsprämien dürften etwas an Bedeutung 

verlieren. Die Bundesmittel sind weitgehend an 

die Entgeltentwicklung 2022 gebunden und 

würden im laufenden Jahr um etwa 5% zuneh-

men. Jedoch kürzt der Bund diese Mittel um gut 

Verringerter 
Überschuss im 
Jahr 2023, 
Rücklage weiter 
aufgestockt

Kräftig gestie­
gene Beitrags­
einnahmen und 
Renten

Finanzlage 2024 
weitgehend 
unverändert: 
Kräftig steigende 
Ausgaben 
und …

… Einnahmen; 
Bundesmittel 
gekürzt

Finanzen der Deutschen 

Rentenversicherung*)

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund. * Vorläufige Viertel-
jahresergebnisse.  Die endgültigen Jahresergebnisse weichen in 
der Regel von der Summe der zuvor veröffentlichten Vierteljah-
resergebnisse ab, da Letztere nicht revidiert werden.
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28 Zur Rentenanpassung vgl.: Deutsche Bundesbank 
(2023e), S. 69.
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Höheres Rentenalter erleichtert, demografi sche Lasten 
zu verringern

Die Bundesregierung bereitet eine Reform 
der gesetzlichen Rentenversicherung vor: 
Das Versorgungsniveau soll demnach bis 
2039 auf dem aktuellen Niveau von 48 % 
bleiben. Nach geltendem Recht wäre ein 
Sinken nach dem Jahr 2025 angelegt. Eine 
solche Reform erhöht folglich den Druck auf 
den Beitragssatz zur Rentenversicherung 
und die Bundesfi nanzen. Das gesetzliche 
Rentenalter will die Bundesregierung nach 
2030 nicht weiter anheben. Es soll dann bei 
67 Jahren bleiben. Dabei lassen sich die an-
gestrebten höheren Renten wesentlich 
leichter fi nanzieren, wenn das Rentenalter 
ab 2031 mit der Lebenserwartung verknüpft 
wird. Spätere Rentenzugänge stützen die 
Beschäftigung, das Wirtschaftswachstum 
sowie die aus den Erwerbseinkommen ab-
geleiteten individuellen Renten. Zugleich 
erleichtert eine höhere Beitragsbasis, die 
Renten zu fi nanzieren. Auch andere Sozial-

versicherungszweige und der Bundeshaus-
halt werden dadurch entlastet. Etliche natio-
nale und internationale Gremien empfehlen 
Deutschland deshalb eine solche Verknüp-
fung.1)

Daten 2) der Rentenversicherung lassen er-
kennen, wie sich die Versicherten an ein 
höheres gesetzliches Rentenalter anpassen. 
So folgt das tatsächliche Rentenzugangs-
alter dem gesetzlichen Rentenalter recht 
eng3):

– Ein großer Teil der Versicherten geht in 
Altersrente, wenn das jeweilige Regelalter 
erreicht ist (siehe oberen Teil der unten 
stehenden Abbildung). Das Regelalter lag 
2012 bei 65 Jahren. Seitdem steigt es 
sukzessive an (2022: fast 66 Jahre).

– Mit Einführung der abschlagsfreien Rente 
ab 63 Jahren gingen sehr viel weniger Per-
sonen zur Regelaltersgrenze in Rente; ihr 
Anteil an den Zugängen zu einer Alters-
rente sank zwischen 2012 und 2022 von 
rund 80 % auf 40 %.

– Die Rente ab 63 Jahren ist eine Sonder-
regel für besonders langjährig Versicherte 
mit mindestens 45 Versicherungsjahren. 
Sie wurde Mitte 2014 eingeführt. Anfangs 
war dieser abschlagsfreie Rentenzugang 
mit 63 Jahren möglich. Bis zum Jahr 2022 
ist das Mindestalter auf 64 Jahre gestie-
gen. Mit Einführung der Rente ab 63 
Jahren erhöhte sich der Anteil der Per-

1 Zuletzt erneut Sachverständigenrat, vgl.: Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (2023), S. 313 f.
2 Vgl.: FDZ-RV – Forschungsdatenzentrum der Renten-
versicherung (2012, 2017, 2022).
3 Aus den Daten ist gleichzeitig nicht erkennbar, dass 
die Versicherten wegen des steigenden Rentenalters 
vermehrt Abschläge in Kauf nehmen und dadurch die 
Renten niedriger ausfallen. Die durchschnittliche Zahl 
an Abschlagsmonaten ist seit 2012 weitgehend unver-
ändert.

Rentenzugang und gesetzliches 

Rentenalter *)

Quellen: FDZ-RV und Deutsche Rentenversicherung. * Nicht be-
rücksichtigt sind folgende Rentenzugangsarten: Erwerbsminde-
rungsrente,  Altersrente  für  schwerbehinderte  Menschen (§ 37 
SGB VI),  Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit  oder nach Alters-
teilzeitarbeit  (§ 237 SGB VI)  und  die  Altersrente  für  Frauen 
(§ 237a SGB VI).  Zudem wurden nur Rentenzugänge mit  erst-
maligem Rentenbezug einbezogen.
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1 Mrd €, um den Bundeshaushalt zu entlas-

ten.29)

Die Finanzierung der Rentenversicherung sollte 

transparent und nachvollziehbar sein. Hierzu 

wäre es empfehlenswert, Bundesmittel regel-

gebunden und nicht abhängig von der aktuel-

len Haushaltslage des Bundes zu leisten.30) Der 

Bund sollte vielmehr Leistungen benennen und 

quantifizieren, die er als nicht beitragsbezogen 

einstuft. Diese wären aus Bundesmitteln zu 

finanzieren. Darüber hinausgehende Bundes-

mittel zur allgemeinen Stabilisierung der Ren-

tenversicherung würden dann klar erkennbar.

Längerfristige Perspektiven

Ab Mitte der 2020er Jahre steigt der demogra-

fisch bedingte Finanzierungsdruck für die Ren-

tenversicherung deutlich. Dies macht nicht zu-

letzt der Rentenversicherungsbericht der Bun-

desregierung von Ende 2023 deutlich. Dem-

nach springt der Beitragssatz im Jahr 2029 auf 

19,9 % und steigt bis zum Ende der Simulation 

im Jahr 2037 weiter auf 21,1%. Derzeit liegt er 

bei 18,6 %. Für die Ausgabenseite ist das Ver-

sorgungsniveau eine zentrale Größe. Dieses 

bleibt bis 2025 stabil bei 48 %. Gemäß derzei-

tiger Rechtslage läuft die Haltelinie von 48 % 

Ende 2025 aus. Das Versorgungsniveau sinkt 

anschließend deutlich auf 45% im Jahr 2037.

Allerdings hat die Bundesregierung angekün-

digt, die Haltelinie für das Versorgungsniveau 

bis zum Jahr 2039 zu verlängern.31) Dadurch 

würde der Finanzierungsdruck für die Renten-

versicherung deutlich zunehmen: Der Beitrags-

satz dürfte bis 2040 fast 2 Prozentpunkte stär-

ker steigen. Der Bundeshaushalt geriete durch 

Empfehlenswert: 
Bundesmittel 
regelgebunden 
an nicht bei­
tragsbezogenen 
Leistungen aus­
richten

Demografische 
Lasten nehmen 
zu: Beitragssatz 
steigt stark, 
obwohl Versor­
gungsniveau 
nach 2025 
deutlich sinkt

Angekündigte 
Verlängerung 
der Haltelinie 
würde Finanzie­
rungsdruck 
beträchtlich 
verschärfen

sonen stark, die diese Sonderregel in An-
spruch nehmen. Bis zum aktuellen Rand 
ist der Anteil dieses Rentenzugangs an 
allen Rentenzugängen mit etwa 30 % auf 
einem vergleichbar hohen Niveau. Dabei 
verschob sich der gehäufte frühzeitige 
Rentenzugang sukzessive nach hinten. 
Dies stand in Einklang mit dem auch für 
den vorgezogenen abschlagsfreien Ruhe-
stand steigenden Mindestalter (vgl. bei-
spielhaft die Linien für 2017 und 2022 im 
oberen Teil der Abbildung). Nach wie vor 
geht offenbar ein kleinerer Teil der Ver-
sicherten frühestmöglich in Rente (mit 63 
Jahren) und nimmt dafür Rentenabschläge 
in Kauf.

– Im Ergebnis zeigt sich nach Einführung 
der Rente ab 63 Jahren zunächst ein deut-
licher Rückgang im effektiven durch-
schnittlichen Rentenalter (vgl. unteren Teil 
der Abbildung). Auch im weiteren Verlauf 
dämpfte die Möglichkeit des abschlags-
freien Rentenzugangs den Anstieg des 

effektiven durchschnittlichen Renten-
zugangsalters: Es nahm bis 2022 gegen-
über 2012 lediglich um gut ½ Jahr zu. 
Ohne besonders langjährig Versicherte 
gerechnet liegt das effektive durchschnitt-
liche Renteneintrittsalter 2022 bei gut 65 
Jahren und damit – vergleichbar mit dem 
Regelalter – ein Jahr höher als 2012.

Andere Daten der Rentenversicherung zei-
gen im gleichen Zeitraum, dass der Anteil 
von Versicherten, die vorzeitig in Erwerbs-
minderungsrente gehen, nicht gestiegen 
ist.4) Die Daten lassen insoweit keine  
Auswirkungen der leistungsseitig deutlich 
ausgeweiteten Erwerbsminderungsrente 
erkennen. Der relativ stabile Anteil von  
Erwerbsminderungsrenten passt zu Unter-
suchungen, nach denen eine höhere 
Lebenserwartung zumeist mit besserer Ge-
sundheit bei gegebenem Alter einhergeht.5)

4 Vgl.: Deutsche Rentenversicherung (2023).
5 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2019), S. 76.

29 Gesetzlich verankert ist bereits, die Bundesmittel von 
2024 bis 2027 um 600 Mio € pro Jahr zu reduzieren. Die 
Zustimmung des Bundesrates steht aus, sie im gleichen 
Zeitraum um weitere 600 Mio € pro Jahr zu reduzieren.
30 So zuletzt auch: Sozialbeirat (2023).
31 Vgl.: Bundesregierung (2023). Der Koalitionsvertrag sah 
eine dauerhafte Haltelinie vor.
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die daran gebundenen höheren Bundesmittel 

zusätzlich unter Druck. Das von der Bundes-

regierung ebenfalls geplante Generationen-

kapital dürfte daran wenig ändern.32)

Bundesagentur für Arbeit

Gesamtjahr 2023

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) erzielte im 

Jahr 2023 einen Überschuss von 3 Mrd €.33) 

Gegenüber dem Vorjahr verbesserte sich das 

Ergebnis damit um gut 2½ Mrd €. Dies lag 

maßgeblich daran, dass der Bundesgesetzgeber 

den Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung 

zu Jahresbeginn um 0,2 Prozentpunkte auf 

2,6 % angehoben hatte. Daraus ergaben sich 

Mehreinnahmen von fast 3 Mrd €. Im beitrags-

finanzierten Kernhaushalt entstand ein Über-

schuss von 3½ Mrd €. Daraus tilgte die BA ein 

Bundesdarlehen aus dem Jahr 2022 von ½ 

Mrd € und stellte den Rest in ihre freie Rück-

lage. Diese hatte sie in der Coronakrise auf-

gebraucht. Bei den umlagefinanzierten Leis-

tungsbereichen Insolvenzgeld und Winter-

beschäftigungshilfen entstand 2023 zusammen 

ein Defizit von ½ Mrd €. Deren Rücklagen lagen 

zum Jahresende bei knapp 3 Mrd €.

Die Einnahmen der BA stiegen sehr kräftig um 

12 %. Dabei legten die Beitragseinnahmen noch 

etwas stärker um 14 % zu. Davon entfielen 

knapp 9 Prozentpunkte auf den höheren Bei-

tragssatz. Den Zuwachs der Gesamteinnahmen 

dämpfte spürbar, dass der Satz der Insolvenz-

geldumlage um ein Drittel auf 0,06 % sank.

Die Ausgaben lagen mit + 4½% deutlich höher 

als im Vorjahr. Die Ausgaben für Arbeitslosen-

geld stiegen um 13 %. Die rückläufigen Auf-

wendungen für Kurzarbeit (– 74%) kompensier-

ten diesen Anstieg zwar weitgehend. Allerdings 

wuchsen die Aufwendungen der aktiven 

Arbeitsmarktpolitik mit 7 %. Das Insolvenzgeld 

legte stark um ½ Mrd € zu, ausgehend von 

einem vergleichsweise niedrigen Niveau im Vor-

jahr. Ihrem Versorgungsfonds führte die BA 

wieder ½ Mrd € zu. Diese Zuführungen waren 

in den Jahren 2020 bis 2022 ausgesetzt.

Ausblick auf 2024

Im laufenden Jahr erwartet die BA, dass sich 

ihre Finanzlage etwas verschlechtert: Sie rech-

net mit einem Überschuss von 2 Mrd € im ope-

2023: BA mit 
deutlichem 
Überschuss 
wegen höheren 
Beitragssatzes

Einnahmen sehr 
kräftig gestiegen

Ausgaben nah­
men deutlich zu

Für 2024 etwas 
geringerer Über­
schuss geplant

Finanzen der Bundesagentur für Arbeit *)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit. * Einschl. der Zuführungen an 
den Versorgungsfonds und vor Zahlung von Bundeszuschüssen.
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32 Vgl. zu den langfristigen Vorausberechnungen und zum 
Generationenkapital: Deutsche Bundesbank (2023c).
33 Im operativen Bereich, d. h. ohne Versorgungsfonds. 
Zuführungen an den Fonds belasten den operativen Finan-
zierungssaldo. Beim Versorgungsfonds ergab sich ein weit-
gehend ausgeglichener Saldo, nach einem Defizit von 
½ Mrd € im Jahr 2022. Sein Mittelbestand lag Ende 2023 
bei 8 Mrd €.
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rativen Bereich. Die geplanten Einnahmen lie-

gen um 5½% über dem Jahresergebnis 2023. 

Auf der Ausgabenseite sollen die Aufwendun-

gen um insgesamt 9 % gegenüber dem Vor-

jahresergebnis zulegen: Das gewichtige Arbeits-

losengeld nimmt demnach um 5½% zu. Zu-

dem setzt die BA die Ausgaben für die aktive 

Arbeitsmarktpolitik erheblich höher an (+ 20 % 

bzw. + 1½ Mrd €). Hinzu kommt, dass die BA 

dem Versorgungsfonds rund ½ Mrd € mehr 

Mittel zuführt.34)

Aus heutiger Sicht scheint der geplante Über-

schuss der BA plausibel. Die gesamtwirtschaft-

liche Schwächephase dürfte nun etwas länger 

anhalten. Damit ist auch eine etwas ungüns-

tigere Entwicklung am Arbeitsmarkt zu erwar-

ten als im Herbst 2023 unterstellt. Dies belastet 

die BA gegenüber den Planungen. Allerdings 

setzt die BA traditionell die Aufwendungen für 

die aktive Arbeitsmarktpolitik recht großzügig 

an, sodass das Planergebnis erreichbar bleiben 

sollte.

Geplanter Über­
schuss weiterhin 
plausibel
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